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Die vorliegende Publikation hat es sich zum 
Ziel gesetzt, die Sichtweisen und Erkennt­
nisse der verschiedenen Stakeholder zu 
den relevanten Bereichen der Umsetzung 
von Natura 2000 umfassend zu beleuchten. 
Durch das Hineinversetzen in die Sichtwei­
sen unterschiedlicher Stakeholdergruppen 
möchten wir den Grundstein für den Abbau 
bestehender Konflikte und Kommunikations­
barrieren legen, sowie einen Beitrag zur bes­
seren Berücksichtigung der mannigfaltigen 
Interessen bei der Umsetzung leisten. Der 
Fokus auf erfolgreiche Ansätze aus den neun 
Bundesländern soll gelungene Beispiele vor 
den Vorhang holen und die AkteurInnen in­
spirieren, neue Ideen zu entwickeln. Darü­
ber hinaus dienen die Projektergebnisse zur 
Erzeugung wichtiger strategischer Schritte 
für die Umsetzung von Natura 2000 in Öster­
reich und für das Sichtbarmachen erfolgsver­
sprechender Perspektiven. 

Der Inhalt dieser Broschüre setzt sich 
aus den Erfahrungen und Sichtweisen von 
ExpertInnen aus öffentlicher Verwaltung, 
Interessenvertretung im Bereich Land- und 
Forstwirtschaft, Interessenvertretung der 
GrundeigentümerInnen, Schutzgebietsbe­
treuung, Naturschutz-NGOs und Planungs­
büros zusammen sowie aus den Ergebnis­
sen zweier Workshops, die 2018 in Graz 
und Salzburg durchgeführt wurden. Bei der 
Auswahl der InterviewpartnerInnen wurde 
darauf geachtet, dass die wesentlichen Sta­
keholdergruppen, die mit der Umsetzung 
von Natura 2000 unmittelbar in Verbindung 
stehen, vertreten sind. Ein Schwerpunkt 
der Auswahl lag bei VertreterInnen von Be­
hörden (Ämter der Landesregierungen) als 
ausführende Ebene und Stakeholdergruppe 
mit einem äußerst umfangreichen Erfah­
rungsschatz. Der Fokus der Interviews wur­
de stets auf jenen Faktor gelegt, der aktuell 
am stärksten von Konflikten belastet ist und 
für den die Identifikation prioritärer Hand­

Vorwort

In der Filmreihe „Zurück in die Zukunft“ 
reist Marty McFly mehrmals durch die Zeit, 
um den Lauf der Geschichte und die dar­
aus resultierenden Konsequenzen zu än­
dern. Das Projekt „Natura 2000 – Zurück in 
die Zukunft“, das vom Umweltdachverband 
durchgeführt und vom Bundesministerium 
für Nachhaltigkeit und Tourismus und der 
Europäischen Union gefördert wird, soll 
ähnliches erreichen. Auch ohne Zeitmaschi­
ne möchten wir an die Anfänge von Natura 
2000 in Österreich zurückdenken und uns 
vor Augen führen, welche Schritte zum heu­
tigen Stand geführt haben. Gewonnene Er­
fahrungen und gesammeltes Wissen bieten 
uns die Möglichkeit, die Zukunft von Natura 
2000 zu gestalten.

Genau diesen Erfahrungsschatz in puncto 
Natura 2000, der seit dem Inkrafttreten der 
EU-Naturschutzrichtlinien vor zwanzig Jah­
ren stetig mehr wurde, möchten wir in der 
vorliegenden Publikation festhalten. Gute und 
schlechte Erfahrungen in der Umsetzung von 
Natura 2000, kritische Sichtweisen, mögliche 
Erklärungen für Ängste, Sorgen oder  Frus­
tration aber auch Freuden, Erfolgsbeispiele 
und Lösungsvorschläge, die Hoffnung geben 
und zeigen, wie es gehen kann. Die unter­
schiedlichen Sichtweisen wurden zwischen 
Oktober 2017 und Mai 2018 im Rahmen von 
18 Interviews und zwei Workshops erhoben 
mit dem Ziel, die emotionale und spannungs­
geladene Situation in Bezug auf Natura 2000 
umfänglich und transparent zu erfassen – und 
mit dieser Grundlage den Blick klar in die Zu­
kunft zu richten. Es gilt, Verantwortung für 
unser Tun und für unsere Naturschätze zu 
übernehmen und das Beste aus der bestehen­
den Situation zu machen!
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Auftakt

lungsfelder als am dringlichsten identifiziert 
wurde: Die Natura-2000-Gebiete (auch Eu­
ropaschutzgebiete genannt) und die damit 
verbundenen Aspekte Ausweisung, Manage­
ment, Finanzierung, Kommunikation und 
Rahmenbedingungen. 

Wichtiger Hinweis: Es handelt sich bei 
den Aussagen um Einschätzungen und Erfah­
rungen relevanter AkteurInnen, die über um­
fassende Erfahrung mit der Umsetzung von 
Natura 2000 verfügen. Die Publikation bietet 
eine sinngemäße Wiedergabe der Aussagen, 
die nah an der mündlichen Rede sind, aber 
keine wortwörtlichen Zitate. Die Aussagen 
spiegeln Einzelmeinungen wider, die nicht 
notwendigerweise repräsentativ für die je­
weilige Stakeholdergruppe sein müssen. Die 
Sichtweisen und Erkenntnisse werden ano­
nymisiert dargestellt. Aufgrund der begrenz­

ten Anzahl an InterviewpartnerInnen können 
die verschriftlichten Aussagen nicht als re­
präsentativ gelten. Sie zeigen aufgrund der 
Expertise der interviewten Personen jedoch 
ein klares Stimmungsbild für die verschie­
denen Bereiche und stellen die divergenten 
Erfahrungen und Sichtweisen der relevan­
ten Stakeholdergruppen dar. Die aufgezeig­
ten Lösungswege wurden basierend auf den 
Ergebnissen der Interviews und Workshops 
erarbeitet.

Jetzt festhalten, es geht los! Die Zeitma­
schine Natura 2000 fährt ab. Wir blicken zu­
rück in die Vergangenheit und treffen uns in 
der Zukunft!

Kerstin Friesenbichler
Mathilde Stallegger
Umweltdachverband

Großer Eichenbock (Cerambyx cerdo)
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Natura 2000 in Österreich:  
15 ausgewählte Zahlen & Fakten

27 % der Natura-2000-Gebietsflä­
chen waren vor ihrer Ausweisung 
nicht durch eine andere Schutz­
gebietskategorie geschützt.5 

Aktuell umfasst das österreichische 
Natura-2000-Netzwerk 350 Schutz­
gebiete mit einer Gesamtfläche 
von 12 865 km², die sich über 15,3 
% der Landesfläche erstrecken.1 

Österreich hat Anteil an zwei 
biogeografischen Regionen: 
alpine und kontinentale Region. 

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-Richtlinie; Richtlinie 92/43/
EWG) und die Vogelschutzrichtlinie 
(VS-Richtlinie; Richtlinie 2009/147/
EG), die die Grundlage für Natu­
ra 2000 bilden, wurden in den 
Landesgesetzen   verankert. 

Österreich beherbergt 74 Lebens­
raumtypen und 209 Arten von 
europäischer Bedeutung nach FFH-
Richtlinie2, sowie 89 besonders ge­
schützte Vogelarten von europäischer 
Bedeutung nach VS-Richtlinie3 (davon 
59 Brutvögel4, der Rest unregelmäßige 
Brüter, Wintergäste oder Durchzügler).

B K NÖ OÖ S St T V W Ö EU

27,7 % 7,9 % 23,0 % 6,6 % 15,2 % 15,7 % 14,5 % 9,2 % 13,3 % 15,3 % 18,2 %

Seit Mai 2013 läuft ein Vertragsver­
letzungsverfahren wegen unzurei­
chender Ausweisung von Gebieten ge- 
meinschaftlicher Bedeutung nach FFH- 
RL. Die Nachnominierung von rund 
200 neuen Gebieten wurde gefordert.7 

1 2

3 4

5

6 7

9
8

Der Flächenanteil an Natura-2000-Fläche pro Bundesland ist sehr heterogen  
(vgl. Grafik).1 Der österreichische Flächenanteil liegt mit 15,3 % deutlich unter dem  
europäischen Durchschnitt von 18,2 %.6 

134 neue FFH-Gebiete wur­
den seit Beginn des Vertragsver­
letzungsverfahrens 2013 öster­
reichweit nachnominiert.1

Für fast 80 % der nominier­
ten Natura-2000-Gebiete liegen 
Managementpläne vor.5
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Auftakt

1 EIONET, 2018. Nationale Liste der Natura 2000-Gebiete für Österreich, Stand Dezember 2018. https://cdr.eionet.europa.eu/at/eu/n2000/envxch51q
2 Umweltbundesamt, 2013. Österreichischer Bericht gemäß Artikel 17 FFH-Richtlinie (Berichtspflicht 2007-2012),  

www.umweltbundesamt.at/umweltsituation/naturschutz/natura_2000/nat_ber
3 www.umweltbundesamt.at/vogelschutz_rl
4 BirdLife Austria, 2014. Ausarbeitung des österreichischen Berichts gemäß Artikel 12 der Vogelschutzrichtlinie, 2009/147/

EG- Berichtszeitraum 2008 bis 2012 www.noe.gv.at/noe/Naturschutz/Endbericht_VS_Art12_2014_hp.pdf 
5 Ellmauer, T; Paar, M; Konrad, C; Sonderegger, G; Oberleitner, I; Stejskal-Tiefenbach, M. 2017. 20 Jahre europäischer Naturschutz in Österreich.  

Erreichte Umsetzung und erzielte Wirkungen der Naturschutzrichtlinien. In Natur und Landschaft 92(3):101-108
6 Europäische Kommission, 2018. EU-Barometer. http://ec.europa.eu/environment/nature/info/pubs/docs/nat2000newsl/nat44_de.pdf
7 www.umweltdachverband.at/themen/naturschutz/natura-2000/raus-aus-dem-schatten-ausweisungsdefizite-das-vertragsverletzungsverfahren
8 Witham G., Getzner M. et al. (2016): Natura 2000 und Wirtschaft – Regionale Wirkungen von Natura 2000-Schutzgebieten in Österreich.  

Studie im Auftrag des Umweltdachverbandes. www.umweltdachverband.at/assets/Umweltdachverband/Presse/Pressekonferenzen/ 
2016-10-04-Natura-2000-und-Wirtschaft/TU-Wien-et-al-2016-Natura-2000-und-Wirtschaft.pdf

9 http://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/financing/docs/PAF%20format%20EN.docx

Die Europäische Kommission hat auf 
Grund mangelnder Umsetzung der 
EU-Naturschutzrichtlinien ca. 40 Ver­
fahren gegen Österreich eingeleitet, 
fünfmal kam es zu einer Verurteilung 
durch den Europäischen Gerichtshof.5

Mit Stand 2017 verfügten 24 
Natura-2000-Gebiete über eine 
Schutzgebietsverwaltung vor Ort. 
Daneben wurden rund 80 Personen 
für die Betreuung von 131 Natura-
2000-Gebieten von den Naturschutz­
verwaltungen beauftragt. Weniger 
als 50 % der Gebiete verfügen über 
eine Schutzgebietsbetreuung.5

Über 90 % der Screenings – die Vor­
stufe zur Naturverträglichkeitsprüfung 
– die bei den rund 240 berücksichtig­
ten Projekten des Jahres 2015 stattfan­
den, verneinten die Möglichkeit einer 
erheblichen Beeinträchtigung.8 

Im Zeitraum 1995–2015 wurden 
in Österreich 51 LIFE-Natur-
Projekte mit einem Volumen von 
rund 187 Mio. € umgesetzt.5

Der Finanzbedarf für die Umset­
zung von Natura 2000 wird von den 
Bundesländern über den  „Prioritized 
Action Framework“ (PAF) erhoben. 
2019 wird ein neuer PAF erstellt.9

Rund 80 % der Arten und Le­
bensraumtypen von europäischer 
Bedeutung befinden sich in ungüns­
tigem Erhaltungszustand. Nur 14 % 
der FFH-Lebensraumtypen und 23 % 
der FFH-Arten zeigen in der alpinen 
Region einen günstigen Erhaltungs­
zustand. In der kontinentalen Region 
sind es 16 % der FFH-Arten und ledig­
lich 4 % der FFH-Lebensraumtypen.2

10

11

12

13

14

15

Hinweis: Die Autorinnen stützen sich immer auf die letztpublizierten Daten.
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Österreichisches Stimmungsbild  
zu Natura 2000
Die Natura-2000-Idee wird von vielen Stakeholdern begrüßt. Einige sind der Meinung, dass 
FFH- und Vogelschutzrichtlinie den Naturschutz in Österreich durch die Schaffung eines gewis­
sen Rahmens gestärkt haben. Ein großer Mehrwert der Richtlinien wird auch darin gesehen, 
dass der Schutz der Biodiversität über ein verbundenes Netzwerk sichergestellt wird.

„Natura 2000 ist ein Ansatz, über den Schutzgebiete ausgewiesen werden, mit denen man 
versucht proaktiv und mit einem Netzwerkgedanken Biodiversität zu erhalten und damit 
durchaus erfolgreich ist. Bei Evaluierungen zeigen Natura-2000-Schutzgüter einen positi-
veren Trend im Vergleich zu anderen Arten und Lebensräumen. Nicht nur im Kontext der 
Schutzgebiete, sondern auch verbunden mit den erforderlichen Maßnahmen ist Natura 2000 
ein effizientes und sinnvolles Instrument.“ 

Ein Vertreter einer staatlichen Einrichtung auf Bundesebene

„Man braucht Natura 2000 unbedingt, denn die Idee der Europäischen Union, ein Netz für 
Arten und Lebensräume zu schaffen, um das gemeinsame Naturerbe europaweit aller Mit-
gliedsstaaten zu erhalten, ist sehr sinnvoll.“ 

Eine Vertreterin der Landesumweltanwaltschaften

 „Die europäische Umwelt- und Naturschutzgesetzgebung hat dazu geführt, dass das Be-
wusstsein für Naturschutz gestiegen ist und die Politik nicht mehr die Möglichkeit hat, nach 
tagesaktuellen Forderungen Naturschutz zu demontieren. Ohne den EU-Beitritt, die EU-Na-
turschutz-Richtlinien und die internationalen Übereinkommen wie die Biodiversitätskonven-
tion, die Berner Konvention und die Alpenkonvention würde man im Naturschutz in allen 
Bundesländern beträchtlich schlechter dastehen als das heute der Fall ist.“

Ein Behördenvertreter

„In Summe ist Natura 2000 ein absoluter Vorteil. Auch in Zusammenhang mit Infrastruk-
turvorhaben drehen sich 80 % der Diskussionen um Natura 2000 und Artenschutz. Landes-
rechtliche Verordnungen sind u. a. durch politische Willensbildung leichter anzupassen aber 
das EU-Recht mit Natura 2000 steht darüber – was für den Naturschutz ein großer Vorteil 
ist. Die größten Naturschutzprojekte wurden durch Natura 2000 initiiert, u. a. weil gewisse 
Verpflichtungen bestehen und Gelder da sind.“ 

Ein Vertreter eines Planungsbüros

„Die FFH-Richtlinie war in den letzten Jahren ein massiver Treiber und es kam zu einem gro-
ßen Anstieg an geschützter Fläche. Es ist entscheidend, dass der Gebietsschutz mit diesem 
Instrument vorangetrieben wird, denn die Zugriffe auf die Flächen werden von Jahr zu Jahr 
stärker. Zudem sind die Naturschutzgesetze der Länder leicht zu ändern – das ist eine rein 
politische Angelegenheit. Die EU-Anforderungen im Naturschutz hingehen sind beständig.“ 

Ein NGO-Vertreter
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Auftakt

 
Das Natura-2000-System stößt allerdings auch an seine Grenzen. Fehlende Flexibilität in der 
Umsetzungspraxis und unzureichende Berücksichtigung dynamischer Entwicklungen in der Na­
tur erschweren den Umgang mit den EU-Naturschutzrichtlinien aus Sicht einiger Stakeholder. 

„Das System Natura 2000 ist zu starr, weil es auf natürliche Entwicklungen zu wenig Rück-
sicht nimmt. Wenn sich eine Art erfolgreich auf einer anderen Fläche als ursprünglich ge-
plant ansiedelt, wird diese Fläche auch geschützt und man kann dort nichts mehr machen. 
Schwierig ist auch, dass man die Gesamtheit aller FFH-Schutzgüter in einem Gebiet schützen 
muss. Das ist unrealistisch und lässt sich nicht mit den vorhandenen Spielräumen in Einklang 
bringen. Mehr Flexibilität wäre aber für die Akzeptanz nötig. Das System ist antiquiert.“ 

Ein Landesbehördenvertreter

„Ein Rahmen auf EU-Ebene wird als sinnvoll angesehen aber es ist fraglich, ob so genaue und 
präzise Vorgaben der EU nötig sind. Die konkrete Ausgestaltung der Ziele sollte auf natio
naler Ebene erfolgen.“  

Ein Vertreter der Landwirtschaft

„Natura 2000 steht in gewisser Weise in Konkurrenz zum bisher gängigen Naturschutzan-
satz in Österreich. Die eigenen Naturschutzprioritäten stimmen nicht immer mit den Ziel-
vorgaben von Natura 2000 überein oder bleiben sogar auf der Strecke. Das ist eine gewisse 
Schwäche von Natura 2000. Gleichzeitig ist es notwendig, viele finanzielle Ressourcen in 
Natura 2000 zu stecken, um die Vorgaben zu erfüllen, wie z. B. für das Monitoring.“  

Ein Landesbehördenvertreter

„Der dynamische Ansatz wird bei Natura 2000 nicht berücksichtigt. Obwohl sich die Natur 
weiterentwickelt, schutzgutsbezogen und räumlich, werden die Natura-2000-Gebiete fest ab-
gegrenzt. Das ist ein Fehlansatz. Natura 2000 ist ebenfalls nicht in der Lage auf den Klima-
wandel, der in die Dynamik hineinspielt, zu antworten, weil das System zu starr ist.“ 

Ein Vertreter der GrundeigentümerInnen

„Es ist nicht hilfreich, Natura 2000-Schutzgutsflächen zu zementieren. Das Verlegen von Flä-
chen ist sehr mühsam, und Ersatzflächen für umgebrochene Schutzgutsflächen zu finden ist 
ein langfristiger Prozess. Es ist aber wichtig, die LandwirtInnen besser zu verstehen. Wenn 
BewirtschafterInnen aus betriebswirtschaftlicher Sicht eine Fläche verlegen oder Nutzun-
gen ändern müssen, braucht es einen gewissen Spielraum.“ 

Eine Schutzgebietsbetreuerin
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AUSWEISUNG 
Herausforderungen bei 
der Nominierung von 
Natura-2000-Gebieten

Ein langwieriger Prozess  
führt zu Unsicherheit
Mit dem Beitritt zur EU im Jahr 1995 hat 
sich Österreich dazu verpflichtet, die Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie und die Vogelschutz-
richtlinie in seinem Bundesgebiet umzuset-
zen und Natura-2000-Gebiete zum Erhalt der 
Schutzgüter von gemeinschaftlichen Inter-
essen auszuweisen. Rechtlich gesehen hätte 
das österreichische Natura-2000-Netzwerk 
bereits 2001 – binnen sechs Jahren nach In-
krafttreten der Richtlinien – vollendet wer-
den sollen. Fast 20 Jahre später wird es aller-
dings von der Europäischen Kommission als 
unvollständig beurteilt. 

„Die fehlende Rechtssicherheit, die über die 
Jahre durch den immer neuen Ausweisungs-
bedarf verursacht wurde, ist für die schlech-
te Stimmung rund um Natura 2000 verant-
wortlich. Das Maß ist mehr als übervoll.“ 

Ein Vertreter der Grundeigentüme- 
rInnen

Durch die Anpassung der Anhänge der 
Richtlinien im Rahmen der EU-Osterwei-
terung im Jahr 2004, die bessere Kennt-
nis der Arten und Lebensraumtypen, aber 

auch durch den Einsatz von Naturschutz-
NGOs, die die Ausweisungsdefizite sichtbar 
gemacht haben, wurde der Nachnominie-
rungsbedarf zunehmend größer. In Folge 
eröffnete die Europäische Kommission im 
Jahr 2013 mit einem Mahnschreiben ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die 
Republik Österreich.

LandesbehördenvertreterInnen erklären, 
dass sich die Situation rund um die Auswei-
sung neuer Gebiete aufgeschaukelt hat, weil 
diese sehr lang dauerte bzw. bis heute nicht 
abgeschlossen ist. „Sogar in Gebieten, in de-
nen man sich bereits vor Jahren mit einzel-
nen GrundeigentümerInnen geeinigt und ei-
nen guten Kompromiss gefunden hat, kam es 
nach wie vor zu keiner Meldung des Gebiets, 
weil es politisch nicht gewollt war“, so ein 
Landesbehördenvertreter.

Für die Landesbehörden wurde der Druck 
durch die NGOs als „Sand ins Getriebe 
streuen“ gesehen. Die Vorgehensweise der 
Europäischen Kommission wird als unklar 
und nicht förderlich für die Weiterentwick-
lung von Natura 2000 empfunden – gerade 
in einer Zeit, in der eine Konsolidierung der 
bereits ausgewiesenen Natura-2000-Gebie-
te notwendig gewesen wäre. Durch immer 
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wieder neue Nachnominierungserfordernis-
se wurde das Vertrauen der Grundeigentü-
merInnen und BewirtschafterInnen in die 
Landesbehörden geschwächt. Das Vertrags-
verletzungsverfahren führte eine starke 
Zwangslage – Stichworte: Umsetzung des 
EU-Rechts, wissenschaftliche Basis für die 
Ausweisung, politischer Druck zur Meldung 
oder Nicht-Meldung von Gebieten, Verteidi-
gung wirtschaftlicher Interessen – herbei, 
in der die Landesbehörden schnell agieren 
mussten und nicht genügend Zeit hatten, 
hinreichend mit den GrundeigentümerInnen 
zu sprechen und Akzeptanz für die Auswei-
sungen zu gewinnen. 

Laut VertreterInnen der Grundeigentü-
merInnen bildeten sich dadurch verhärtete 
Fronten, die das System Natura 2000 zum 
Stocken gebracht haben. „Die Behörden sind 
überfordert, sie müssen ihre Vorgaben unter 
politischem Druck innerhalb einer Frist er-
füllen. Dies wirkt sich auf die Akzeptanz aus. 
Die Probleme um Natura 2000 kommen we-
niger aus dem Bereich Bewirtschaftung als 
aus der Verwaltungspraxis“, betont ein Ver-
treter der GrundeigentümerInnen. Es geht 
nun darum, besser zu kommunizieren, auf 
Kompromisse zu setzen und wieder Vertrau-
en aufzubauen.

Aus Landesbehördensicht ist es wesent-
lich, dass gegenwärtig eine Ruhephase ein-
tritt, in der Vertrauen entstehen kann. 

„Durch vertrauensbildende Maßnahmen 
kann man es schaffen, in einigen Jah-
ren die GrundeigentümerInnen dazu zu 
bringen, dass sie mit Natura 2000 leben 
können. Es braucht eine Konsolidierungs-
phase und man muss darauf abzielen, den 
Nachnominierungsprozess und das Ver-
tragsverletzungsverfahren nun so bald 
wie möglich abzuschließen.“ 

Ein Landesbehördenvertreter

Negatives Stimmungsbild zu 
Natura-2000-Ausweisungen bei 
GrundeigentümerInnen und 
BewirtschafterInnen 
In einigen Bundesländern wurde die Verpflich-
tung zur Ausweisung lange unzureichend 
wahrgenommen. Andererseits sind in der ers-
ten Ausweisungsphase Ende der 1990er Jahre 
die Behörden oft übereilt vorgegangen, ohne 
die GrundeigentümerInnen zufriedenstellend 
mit an Bord zu holen, so die Einschätzung 
von VertreterInnen der Landesumweltanwalt-
schaften und NGOs. Dieser Umstand sorgt 
bei den GrundeigentümerInnen und Landwir-
tInnen aktuell immer noch für ein negatives 
Stimmungsbild zu Natura 2000.

Zu Beginn war außerdem nicht im Detail 
klar, welche Beschränkungen mit Natura 
2000 verbunden sind, erklären Landesbe-
hördenvertreterInnen rückblickend. Die 
LandbewirtschafterInnen und Grundeigentü-
merInnen wurden in einigen Fällen unzurei-
chend über die Ausweisung ihrer Fläche als 
Natura-2000-Schutzgebiet und deren Bedeu-
tung in der Praxis informiert (Auswirkungen 
in der Bewirtschaftungspraxis, Fördermög-
lichkeiten etc.). 

„Bei GrundeigentümerInnen herrschte der 
Eindruck, dass über sie ,drübergefahren‘ 
wurde und sie nicht einbezogen wurden, 
obwohl es um ihr Eigentum ging. Dieser 
Eindruck sitzt heute noch tief drin und der 
Unmut über diese Vorgangsweise ist bei 
der neuesten großen Ausweisungsphase 
noch zu spüren.“ 

Eine Landesbehördenvertreterin

Zudem hätten viele LandbewirtschafterInnen 
und GrundeigentümerInnen den Eindruck, 
dass ihnen falsche Versprechungen bezüglich 
Fördermöglichkeiten für die betroffenen Flä-
chen gemacht wurden. Dies ergab sich zum 

9



Teil auch aus Verschärfungen der Rahmen-
bedingungen im Programm für die Ländliche 
Entwicklung (z. B. in den Vorgaben für Teil-
nahmevoraussetzungen), mit denen es kein 
Geld mehr für bis dahin geförderte Maßnah-
men gab, erklären Landesbehördenvertrete-
rInnen. Das daraus resultierende Misstrauen 
abzubauen, stellt eine Herausforderung dar.

Im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten ist 
der Widerstand gegen Natura 2000 in Öster-
reich besonders ausgeprägt, weil die Gebiets-
ausweisungen vorwiegend Privatgrund be-
treffen, erläutern Landesbehörden und NGOs. 
In anderen Mitgliedstaaten, wie zum Beispiel 
in Deutschland oder in Slowenien, wurde we-
sentlich mehr Staatsfläche ohne große Wider-
stände in das Netzwerk eingebracht.

Die föderale Struktur  
Österreichs als Hindernis für 
ein kohärentes bundesländer
übergreifendes Natura-2000-
Netzwerk
Da Naturschutz in Österreich Landessa-
che ist, sind die Herangehensweisen zur 
Ausweisung von Natura-2000-Gebieten in-
nerhalb Österreichs sehr unterschiedlich. 
Bereits beim EU-Betritt gab es sehr hetero-
gene Voraussetzungen, etwa im Hinblick auf 
den bereits vorhandenen Flächenanteil an 
Schutzgebieten an der Landesfläche. Schutz-
gebietsflächen wurden oftmals als erstes in 
das Natura-2000-Gebietsnetzwerk einge-
bracht. Niederösterreich hat beispielsweise  
großzügige Ausweisungen vorgenommen, 
während andere Bundesländer viel weniger 
Anteil der Landesfläche als Natura-2000-Ge-
biet gemeldet haben, wodurch von Anfang an 
ein Ungleichgewicht vorhanden war, erklä-
ren NGO-VertreterInnen. 

Die föderale Struktur wird von vielen Sta-
keholdergruppen (NGOs, einer staatlichen 
Einrichtung auf Bundesebene, Landesbehör- Fo
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Natura-2000-Gebiet Widdersteinmähder
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Ausweisung

Best practice VOrarlberg

Politische Rückendeckung, positive 
„Stimmungsmacher“ und eine Prise gute 
Daten – die Zutaten für die Nominierung  
der Widdersteinmähder

Im Rahmen des, 2013 wegen Ausweisungsdefiziten von 
der Europäischen Kommission gegen die Republik Öster-
reich eingeleiteten, Vertragsverletzungsverfahrens wurde 
die Nachnominierung von Natura-2000-Gebieten für die 
im Netzwerk bis dato unzureichend repräsentierten „Berg-
mähwiesen“ gefordert. Durch die seit Jahren in Vorarlberg 
durchgeführten Wiesenmeisterschaften und die Kartierung 
nahezu aller naturnahen Wiesen im Rahmen der ÖPUL-Na-
turschutzmaßnahme waren für diesen Lebensraumtyp gute 
Kenntnisse in Vorarlberg vorhanden. Ohne großen Aufwand 
wurden die Widdersteinmähder im Gemeindegebiet von 
Warth als wichtiges Vorkommensgebiet (Gesamtfläche 53 
Hektar) ermittelt. Mit 13 Hektar Bergmähwiesen in einem 
„sehr guten“ Erhaltungszustand wurde es in das bestehende 
Natura-2000-Netzwerk integriert. 

 Beim Nachnominierungsprozess dieses Gebietes setz-
te die politische Ebene das Augenmerk auf Partizipation. 
Der Bürgermeister stand dem Nominierungsvorhaben von 
Anfang an sehr offen gegenüber. Im Rahmen einer öffent-
lichen Informationsveranstaltung wurden die ökologische 
Bedeutung der Widdersteinmähder, die Gründe für die Aus-
weisung und die Nutzungsänderungen durch die Natura-
2000-Nominierung vorgestellt. Die Anwesenheit des für Na-
turschutz zuständigen Landesrates Johannes Rauch sendete 
ein wichtiges Signal an die lokale Bevölkerung. Ein Mediator, 
der die Veranstaltung moderierte, ging auf die Interessen 
aller Beteiligten ein und stellte fairen Informationsaustausch 
sicher. Zur positiven Stimmung und widerstandslosen No-
minierung trug ein weiterer Aspekt bei: Unter den Warther 
GrundbesitzerInnen befanden sich die beiden angesehenen 
OlympiasiegerInnen Wiltrud Drexel und Hubert Strolz, die 
für die Nominierung plädierten. Sie vermittelten charmant, 
dass die Widdersteinmähder nicht zu Spitzenleistungen im 
Schisport, sondern zu Spitzenleistungen der Biodiversität 
verhelfen. 

weitere informationen: www.vorarlberg.at/natura2000

Natura-2000-Gebiet Widdersteinmähder
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den) als Hindernis im Ausweisungsprozess 
gesehen. NGO-VertreterInnen betonen, dass 
durch das Fehlen eines Gesamtkonzepts – 
bzw. einer systematischen Herangehenswei-
se für die Umsetzung von Natura 2000 in 
ganz Österreich – jedes Bundesland eigene 
Ideen bzw. Strategien verfolgt hat. „Es wurde 
nie in Richtung eines kohärenten Netzwerks 
im gesamten Staat gearbeitet“, so ein NGO-
Vertreter. „Die föderale Struktur ist ein Hin-
dernis im Ausweisungsprozess, weil es keine 
Festlegung bundesweiter Prioritäten gab und 
jedes Bundesland für sich selbst ausweisen 
musste“, erläutert ein Landesbehördenver-
treter. Auch in den Workshops wurde thema-
tisiert, dass durch das Fehlen eines systema-
tischen Ausweisungsansatzes für Arten und 
Lebensraumtypen bestimmte Bundesländer, 
die über bessere Monitoringdaten verfügen, 
in der Gebietskulisse überrepräsentiert sind. 

Dazu kam, dass in einigen Bundesländern 
die EU-Naturschutzvorgaben trotz vollzoge-
nen EU-Beitritts ignoriert wurden, erinnern 
sich NGO-VertreterInnen: „Man war der Mei-
nung, dass man auf Bundeslandebene besser 
Bescheid wüsste, was an Naturschutzmaß-
nahmen und Unterschutzstellungen nötig 
sei. Erst im Laufe der Jahre ist das Bewusst-
sein entstanden, dass es Sinn machen würde, 
systematischer vorzugehen.“ Laut Landesbe-
hördenvertreterInnen haben sich die Bun-
desländer von Anfang an bemüht, koordiniert 
vorzugehen und z. B. Aufträge für das not-
wendige Monitoring oder die Berichtspflich-
ten nach FFH- und Vogelschutzrichtlinie 
gemeinsam zu beauftragen. Allerdings gibt 
es hierbei verfassungsrechtliche, finanzielle 
bzw. organisatorische Grenzen. 

NGO-VertreterInnen betonen auch, dass 
der Nachnominierungsprozess durch die 
Blockadehaltung einzelner Bundesländer 
im laufenden Vertragsverletzungsverfahren 
deutlich erschwert wird. 

Im europäischen Vergleich schneidet Ös-
terreich bezüglich der Vollständigkeit des 
Netzwerks nicht besonders gut ab, erläutern 
VertreterInnen der Landesbehörden. Der Ge-
samtanteil Österreichs liegt bei 15,3 % – es 
handelt sich dabei im europäischen Vergleich 
um einen moderaten Mittelwert, wiewohl in 
der Politik die falsche Vorstellung herrscht, 
dass Österreich Vorreiter im Umwelt- und 
Naturschutz wäre. Bezüglich Erfüllungsgrad 
erforderlicher Gebietsausweisungen ist Ös-
terreich an drittletzter Stelle, bei den Flä-
chenprozentanteilen in der unteren Hälfte 
der EU-Staaten angesiedelt.

Natura-2000-Gebiet Wachau
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Ausweisung

Fachlich fundierte Daten als 
Grundlage für Ausweisungen 
Bei der Ausweisung der Natura-2000-Ge-
biete wurde zunächst nicht immer darauf 
geachtet, welche Gebiete einzelne Schutzgü-
ter repräsentativ abdecken, erklären Vertre-
terInnen einer staatlichen Einrichtung. Die 
wenigsten Bundesländer verfügten zu dieser 
Zeit über eine flächendeckende Biotopkar-
tierung. Erst durch die Erhebungen für die 
Artikel-17-Berichte konnten Vorkommen be-
stimmter Schutzgüter systematisch erfasst 
und die Abdeckung durch Natura-2000-Ge-
biete aufgezeigt werden. 

„Die ersten Ausweisungen Ende der 
1990er Jahre wurden zum Teil mit sehr 
geringer Datenkenntnis durchgeführt: 
ExpertInnen wurden befragt, geeignete 
Gebiete vorgeschlagen und abgegrenzt. 
Teilweise basierten diese Prozesse auf be-
stehenden, aber unzureichenden Daten-
grundlagen.“ 

Ein Vertreter einer staatlichen Einrich-
tung auf Bundesebene

LandesbehördenvertreterInnen erläutern, 
dass zum Zeitpunkt des EU-Beitritts  hin-
sichtlich gewisser Schutzgüter (z. B. Moose, 

Natura-2000-Gebiet Wachau
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Best practice OBERÖSTERREICH

Oberösterreich lädt ein:  
Fachausschüsse sorgen für 
höhere Akzeptanz

In Oberösterreich werden bei der Ausweisung 
von Natura-2000-Gebieten „Fachausschüsse“ 
mit dem Ziel eingerichtet, bereits während 
der Planungsphase eines neuen Gebiets den 
Kontakt zwischen LandwirtInnen und Natura-
2000-Verantwortlichen herzustellen. Die Ab-
teilung Naturschutz des Landes Oberöster-
reichs lädt zu halbtägigen Besprechungen vor 
Ort ein und stellt die Planungen zum Gebiet 
vor. Dadurch ist es regionalen AkteurInnen, 
wie Land- und Forstwirtschaftskammer, Jagd- 
und Fischereiverbänden, Gemeindevertrete-
rInnen oder anderen relevanten Abteilungen 
des Landes bereits frühzeitig möglich, wich-
tige Informationen zur Vorgehensweise zu er-
halten sowie Gründe und Auswirkungen der 
Gebietsnominierung zu erfahren. Im Rahmen 
der Fachausschüsse werden die TeilnehmerIn-
nen  über die Abgrenzung der Schutzgüter, 
den Managementplan, Fördermöglichkeiten 
und die Verordnung des Gebiets informiert. 

Die TeilnehmerInnen haben die Möglich-
keit, ihre Erfahrungen über die Art der Bewirt-
schaftung, Praktiken, etwa bei der Düngeraus-
bringung oder bei der ortsüblichen Form der 
Waldbewirtschaftung, einzubringen und ihre 
Bedürfnisse auszusprechen. Solange die zen-
tralen Ziele des Natura-2000-Gebiets weiter-
hin gewährleistet sind, werden alle Beiträge 
und Anliegen der TeilnehmerInnen bei der Ge-
staltung der Gebietsverordnung berücksich-
tigt. Mit dieser Vorgangsweise wird sowohl 
ein Grundstein für Vertrauen und Akzeptanz 
gelegt als auch eine gewisse Verbindlichkeit 
in der weiteren Zusammenarbeit erreicht.

weitere informationen:  
www.land-oberoesterreich.gv.at 
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Ausweisung

Flechten, Mollusken) nicht der Kenntnis-
stand vorherrschte, der aktuell vorhanden ist. 
Durch die EU-Osterweiterung kamen außer-
dem Arten in den Anhängen der Richtlinien 
dazu, die bis dahin für die Ausweisung nicht 
zu berücksichtigen waren, wie zum Beispiel 
die Sumpfgladiole. Mittlerweile ist bekannt, 
dass die Abdeckung für gewisse Schutzgüter 
nicht ausreicht, was ein Nachnominierungs-
erfordernis nachvollziehbar macht, so ein 
Landesbehördenvertreter. Allerdings scheint 
die Ausweisung neuer Gebiete für diese Ar-
ten sehr schwierig, wenn bereits knapp 30 %  
der Fläche eines Bundeslandes im Natura-
2000-Netzwerk enthalten sind. 

VertreterInnen der GrundbesitzerInnen 
betonen, dass die wissenschaftliche Basis 
für die Ausweisungen der Gebiete teilwei-
se fehlt, zum Beispiel bei der Nominierung 
von Gebieten für Waldschutzgüter. Ein im 
Rahmen der Workshops geäußerter Kritik-
punkt ist, dass es für GrundbesitzerInnen 
zum Teil wenig Handhabe gibt, wenn die für 
Gebietsausweisungen verwendeten Daten-
grundlagen umstritten oder inkorrekt sind. 
Um Missverständnisse und Unklarheiten zu 
vermeiden, ist ein transparenter Umgang mit 
den verwendeten Daten entscheidend. Dafür 
braucht es entsprechende Kommunikati-
on mit den betroffenen Stakeholdern: „Die 
GrundeigentümerInnen sollten von Beginn 
an wissen, was seitens der Behörden geplant 
ist und auch genau darüber informiert wer-
den, welche Informationen für die Gebiets-
ausweisungen herangezogen werden“, so ein 
Vertreter der Landwirtschaft.

Außerdem wird seitens der Landwirtschaft 
gewünscht, dass in puncto Ausweisung eine 
Möglichkeit zur Prüfung der Plausibilität der 
wissenschaftlichen Grundlagen geschaffen 
wird. „LandwirtInnen sollten die Möglichkeit 
haben, im Vorfeld eine Stellungnahme zu ei-
ner Gebietsmeldung abzugeben und auch zu 
beurteilen, ob die Kartierungen bzw. die für 

Natura-2000-Gebiet Böhmerwald  
und Mühltäler
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die Gebietsauswahl verwendeten Grundla-
gen aus ihrer Sicht plausibel sind. Das Fehlen 
dieser Möglichkeit wird als mangelnde Ein-
bindung gesehen“, erklären VertreterInnen 
der Landwirtschaft. BehördenvertreterInnen 
erläutern, dass in manchen Bundesländern 
seit jeher die Möglichkeit besteht, gegen Er-
gebnisse landesweiter Kartierungen Einwän-
de zu erheben.

In den Workshops wurde diskutiert, dass 
die verwendeten fachlichen Grundlagen für 
Ausweisungen überall gleich sein sollten. 
Bei einigen FFH-Lebensraumtypen, wie den 
Bergmähwiesen, muss die Definition der Le-
bensraumtypen noch diskutiert werden. Es 
gibt eine große Bandbreite an ExpertInnen-
Interpretationen darüber, wie breit die Defi-
nition eines FFH-Lebensraumtyp ausgelegt 
werden soll.

Politische Rückendeckung für 
einen erfolgreichen Auswei-
sungsprozess entscheidend
„Ob letztendlich die aus fachlicher Sicht aus-
gewählten Gebiete tatsächlich gemeldet wer-
den, ist in manchen Bundesländern eine rein 
politische Entscheidung“, erklärt ein Lan-
desbehördenvertreter. Die für Naturschutz 
zuständigen politischen Entscheidungsträge-
rInnen tragen auch im Ausweisungsprozess 
eine entscheidende Rolle. Stehen sie hinter 
den Zielen von Natura 2000 und zur Fachex-
pertise ihrer Naturschutzabteilung, werden 
die fachliche Arbeit der Abteilung und die 
Auswahl der Gebiete nicht infrage gestellt. 
Ebenso werden dann die notwendigen finan-
ziellen Mittel verfügbar gemacht, unterstrei-
chen VertreterInnen von Planungsbüros. In 
einzelnen Bundesländern wird jedes Gebiet 
mit einem einstimmigen Beschluss der Lan-
desregierung und mit dem Rückhalt des po-
litischen Referenten beschlossen. Dies ist 
eine wichtige Botschaft an die AkteurInnen, 

die zeigt, dass die Landesregierung dahinter 
steht, so LandesbehördenvertreterInnen. In 
einzelnen Bundesländern lädt der/die zu-
ständige LandesrätIn alle relevanten Stake-
holder-VertreterInnen im Rahmen eines Aus-
tauschformats in unregelmäßigen Abständen 
ein, um Informationen aus erster Hand zu 
geben. Dies wird als wichtige Maßnahme ge-
sehen, um zu verhindern, dass Gerüchte ent-
stehen, die Negativhaltungen oder unerfüllte 
Erwartungen hervorrufen können. 

Ob und wie die Unterstützung erfolgt, ist 
laut LandesbehördenvertreterInnen stark 
von den jeweiligen politischen ReferentInnen 
abhängig: Sind sie sowohl für Naturschutz 
als auch für Landwirtschaft zuständig oder 
sind die Ressorts getrennt? Sind sie dem Na-
turschutz gegenüber aufgeschlossen? Aus 
Sicht von NGO-VertreterInnen braucht es 
dringend ein Bewusstsein für die Notwendig-
keit des Natur- und Umweltschutzes seitens 
der PolitikerInnen, die ihre diesbezügliche 
Verantwortung wahrnehmen sollten: Das 
Commitment der politischen ReferentInnen 
zu Natura 2000 muss erhöht, entsprechende 
Mittel für die Umsetzung müssen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Auch auf lokaler Ebene wird die politische 
Unterstützung durch die BürgermeisterIn-
nen zum Teil als sehr wichtig erachtet. Laut 
VertreterInnen der Landesumweltanwalt-
schaften und der Schutzgebietsbetreuung 
können BürgermeisterInnen, die gegenüber 
Natura 2000 positiv eingestellt sind, vor al-
lem auf persönlicher Ebene sehr viel bewir-
ken, da sie das lokale Meinungsbild stark 
bestimmen. 
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Zurück in die Zukunft – so funktioniert’s!

Herausforderung: Das Thema Natura 
2000 ist bei den GrundeigentümerInnen und 
BewirtschafterInnen aufgrund der verfahre-
nen Situation negativ besetzt und stößt nach 
wie vor auf Widerstand.

Lösungsweg: Durch frühzeitige Einbin-
dung der GrundeigentümerInnen und Land-
bewirtschafterInnen bei der Meldung neuer 
Gebiete und durch klare Informationen über 
die Bedeutung einer Ausweisung für die Be-
wirtschafterInnen kann Misstrauen 
ausgeräumt und Vertrauen zwi-
schen Behörden und Grundei-
gentümerInnen aufgebaut wer
den. 

Herausforderung: 
Das österreichische Natura-
2000-Netzwerk ist nach mehr 
als 20 Jahren formal noch nicht 
komplett vervollständigt, der langwie-
rige Prozess führt zu Verunsicherungen und 
Misstrauen.

Lösungsweg: Europäische Kommission, 
Behörden, GrundeigentümerInnen, Fachex-
pertInnen und NGOs gehen aufeinander zu, 
um in einem transparenten Verfahren die Ver-
vollständigung des Natura-2000-Netzwerks 
gemäß den Verpflichtungen der FFH-Richtli-
nie abzuschließen. Für mögliche zukünftige 
Ausweisungen sollen immer fundierte Daten 
zu den Schutzgütern als Entscheidungsbasis 
verwendet werden.

Herausforderung: Die politische Mei-
nung steht in manchen Fällen über den fach-
lichen Grundlagen für die Ausweisung der 
Gebiete. 

Lösungsweg: Durch die Aufklärung der 
Öffentlichkeit und der politischen Entschei-
dungsträgerInnen über den langfristigen im-
materiellen wie auch ökonomischen Wert der 
Erhaltung des natürlichen Erbes soll eine 
breite öffentliche Akzeptanz für den Natur-

schutz geschaffen werden. Kombiniert 
mit nachhaltiger Sensibilisierung 

der politischen Entscheidungs-
trägerInnen kann eine Basis 
geschaffen werden, auf der 
Ausweisungsentscheidungen 
auf rein fachlicher Grundlage 
erfolgen.  

Ausweisung
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Finanzierung
Langfristige Mittelbereit- 
stellung für Natura 2000 –
Hürden & Chancen

Klares Bekenntnis zu Vertrags-
naturschutz – langfristige 
Finanzierung der Bewirtschaf-
tung ist Knackpunkt
Vertragsnaturschutz oder hoheitlicher Natur-
schutz? Förderung oder Entschädigung? Das 
sind grundsätzlich die Optionen, wenn es um 
die Finanzierung der Bewirtschaftung von Na-
tura-2000-Flächen geht. Dabei steht fest: Ös-
terreichweit gibt es ein klares Bekenntnis zur 
Umsetzung von Natura 2000 auf freiwilliger 
Basis, indem für die relevanten Naturschutz-
flächen mit BewirtschafterInnen Verträge für 
eine bestimmte Laufzeit geschlossen werden. 
Hoheitsrechtliche Entschädigungen über Ver-
bote, z. B. in den Gebietsverordnungen, sind 
in der Natura-2000-Praxis in Österreich die 
Ausnahme. Manche Landesbehördenvertre-
terInnen sind allerdings der Ansicht, dass die 
Begriffe „Förderung“ und „Entschädigung“ 
häufig vermischt werden. Eine Förderung 
wird über Vertragsnaturschutz für besonde-
re Bewirtschaftungsformen und -gebote aus-
bezahlt. Anspruch auf Entschädigung haben 
LandbewirtschafterInnen durch hoheitliche 
Beschränkungen oder den Entzug von Pri-
vatrechten, wie dem Nutzungsrecht. Sowohl 
VertreterInnen von Landesbehörden als auch 

GrundbesitzerInnen sind davon überzeugt, 
dass Verbote und darauf aufbauende Ent-
schädigungen kein Weg sind, mit dem Natura 
2000 erfolgreich umgesetzt und langfristig 
akzeptiert werden kann. 

„Im Bereich des Vertragsnaturschutzes 
gibt es bei der Festlegung der Maßnahmen 
sowohl für die GrundeigentümerInnen als 
auch für die Behörde mehr Bewegungsspiel-
raum als in einem Verfahren, in dem ein Ent-
schädigungsbescheid ausgestellt wird. Ge-
nerell kommt es selten zu Entschädigungen, 
stattdessen wird nach einer Lösung über 
eine freiwillige Vereinbarung gesucht“, be-
tont ein Landesbehördenvertreter.

Auch VertreterInnen der Landwirtschaft 
sind der Ansicht, dass Vertragsnaturschutz – 
insbesondere über ÖPUL – in puncto Natur-
schutz und Landwirtschaft auf angemessene 
Weise umgesetzt wird. 

GrundbesitzerInnen sind allerdings der 
Meinung, dass bereits eine Gebietsauswei-
sung einen schwer zu beziffernden Wert-
verlust der Fläche und Einschränkungen 
in der Bewirtschaftung mit sich bringt. Mit 
Meldung eines Gebiets gehen erhöhte Bewil-
ligungspflichten, vermehrte Behördengän-
ge und Rechtswege zur Erlangung von Ent-
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schädigungsbescheiden etc. einher. In den 
neun Bundesländern herrschen zudem un-
terschiedliche Regelungen für den Umgang 
mit möglichen Verkehrswertminderungen 
vor. WorkshopteilnehmerInnen äußerten da-
her den Wunsch nach einer österreichweiten 
einheitlichen Vorgehensweise zur Abgeltung 
des Wertverlusts. VertreterInnen der Lan-
desbehörden und der GrundbesitzerInnen 
befürworten die Einführung eines Grundso-
ckels für LandwirtInnen, die in einem Natu-
ra-2000-Gebiet bewirtschaften.

Ein wesentlicher Faktor bei der Finanzie-
rung von Maßnahmen für Natura 2000 ist 
die Dauer der Bereitstellung der Mittel. Aus 
Sicht von VertreterInnen der Landwirtschaft 
ist insbesondere das Erlangen von Rechtssi-
cherheit in Bezug auf bereits bei Gebietsmel-
dung bestehende Bewirtschaftungsformen 
von Bedeutung. 

„Wenn eine Leistung gefordert wird, soll 
sie auch finanziert werden. Für die Abgel-
tung von Leistungen braucht es keine Ent-
schädigungen aus hoheitlicher Sicht, son-
dern eine langfristige Finanzierung“, meint 
ein Vertreter der GrundbesitzerInnen.

Die zeitliche Begrenzung der Finanzie-
rung von Bewirtschaftungsmaßnahmen stellt 
eine wesentliche Hürde im Förderungswesen 
rund um Natura 2000 dar. Kurze Finanzie-
rungsperioden beschränken die Akzeptanz 
der BewirtschafterInnen und beeinträchti-
gen die langfristige Umsetzung der nötigen 
Maßnahmen für den Erhalt der Schutzgüter. 
VertreterInnen von Planungsbüros wie auch 
LandesbehördenvertreterInnen betonen, 
dass insbesondere für Waldlebensräume 
kurze Verträge zur Außer-Nutzung-Stellung 
nicht sinnvoll sind. 

„Die kurzen Laufzeiten der Fördersysteme 
sind für Natura 2000 ein Hemmschuh. Im 
Agrarbereich funktioniert die Kurzfristig-
keit häufig ganz gut, im Wald kann man 

mit einer Förderzusage für sieben Jahre 
gerade in Richtung Altholzinseln oder Au-
ßer-Nutzung-Stellungen nichts Sinnvolles 
erreichen – es bräuchte hierfür längerfris-
tige Finanzierungs- und Planungsmöglich-
keiten.“ 

Ein Behördenvertreter

BehördenvertreterInnen betonen, dass es 
wichtig wäre, die zugesicherte Kofinanzie-
rung der Beträge in der laufenden EU-Förder-
periode in der nächsten Periode automatisch 
weiterzuführen, um dadurch die Förderung 
langfristiger Verträge zu ermöglichen. Dies 
brächte mehr Sicherheit für Grundeigentü-
merInnen. 

Im Bereich Wald gibt es zudem auch ab-
seits der zeitlichen Begrenzung Schwierig-
keiten mit den vorhandenen Förderinstru-
menten. Aus Sicht von NGO-VertreterInnen 
zeigt die geringe Anwendung der Wald-
Umwelt-Maßnahmen, dass schwerwiegen-
de handwerkliche Fehler in Umsetzung und 
Kommunikation erfolgt sind – gefordert wird 
hier ein gestärkter Maßnahmeneinsatz für 
Natura 2000. Auch BehördenvertreterInnen 
aus dem Naturschutz erleben diesen Förder-
bereich hinsichtlich der Konkurrenz zu För-
derungen im Forstbereich und aufgrund des 
zunehmenden administrativen Aufwands als 
beschwerlich. 

ÖPUL als eines der wichtigsten 
Instrumente für Natura 2000 
in der Kulturlandschaft – eine 
Anpassung der Förderhöhen ist 
nötig
Als wichtigste Finanzierungsquelle für die 
Umsetzung von Natura 2000 wird vor al-
lem von VertreterInnen der Landesbehörden 
und NGOs das Österreichische Programm 
für eine umweltgerechte Landwirtschaft 
(ÖPUL) gesehen. Zur Aufrechterhaltung des 
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Zustandes naturschutzrelevanter Flächen 
durch eine angemessene Bewirtschaftung ist 
ÖPUL besonders bedeutend und gilt für den 
Vertragsnaturschutz  als wichtigste Finan-
zierungsquelle. Die Umsetzung von Maßnah-
men für den Erhalt der EU-Schutzgüter über 
ÖPUL wird auch aktiv forciert. Insbeson-
dere die Naturschutzmaßnahme (WF), die 
für den Erhalt landwirtschaftlich genutzter 
wertvoller Flächen und Strukturen und der  
vorhandenen Tier- und Pflanzenarten sorgt, 
ist wesentlich für die Umsetzung von Natu-
ra 2000. Dem Agrarumweltprogramm ÖPUL 
kommt somit eine besondere Bedeutung für 
das Erreichen der Ziele der EU-Naturschutz-
richtlinien zu. 

Für SchutzgebietsbetreuerInnen ist ÖPUL 
eines der bedeutendsten Instrumente für die 
Finanzierung von Natura 2000, wenn auch 
die Förderhöhe als zu gering erachtet wird: 

„Im ÖPUL sind alle Maßnahmen wichtig, 
die in Richtung Mahd, Pflege und Bewirt-
schaftung gehen, auch wenn sie nicht kos-
tendeckend sind. Sie stellen einen gewis-
sen Anreiz dar aber könnten doppelt so 
hoch sein.“ 

Eine Schutzgebietsbetreuerin 

Auch NGOs und LandesbehördenvertreterIn-
nen beurteilen die durch ÖPUL ermöglichten 
Prämien für Natura 2000 als zu gering. Um 
Natura 2000 besser zu verankern, brauche 
es einen stärkeren Anreiz. Auch die Work-
shopteilnehmerInnen sprechen sich für ver-
besserte Anreizkomponenten anstelle reiner 
Maßnahmenabgeltung oder Entschädigung 
bei Ertragsentgang aus, um die aktive Betei-
ligung der BewirtschafterInnen zu fördern. 
LandesbehördenvertreterInnen betonen zu-
dem, dass es wichtig wäre, die Prämien für 
agrarische Förderungen und Naturschutzför-
derungen deutlicher abzugrenzen: „Natur-
schutz ist ein Anliegen der Gesellschaft und 

Böhmischer Kranzenzian 
(Gentianella bohemica)
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Finanzierung

Best practice Niederösterreich

Gezielte Förderung von Artenschutz-
kulissen durch ÖPUL-MaSSnahme 
Naturschutz 

Das Land Niederösterreich bemüht sich im Rahmen der 
ÖPUL-Maßnahme Naturschutz darum, vorrangig Flä-
chen unter Vertrag zu nehmen, die innerhalb von Natu-
ra-2000-Gebieten liegen und einer bestimmten Arten-
schutzkulisse zugeordnet sind. 

112 Zielarten wurden in Hinblick auf deren Einstufung 
und Gefährdungsgrad innerhalb der EU-Richtlinien (FFH 
und Vogelschutz), Roten Listen und im Konzept zum 
Schutz von Lebensräumen und Arten in Niederösterreich 
ausgewählt. Um diese gefährdeten Arten aus den Grup-
pen der Heuschrecken, Tagfalter, Brutvögel, Säugetiere 
und Gefäßpflanzen zielgerichtet zu unterstützen und zu 
fördern, wurden parzellenscharf abgegrenzte Kulissen 
definiert und naturschutzfachliche Erhaltungs- und Ent-
wicklungsziele samt abgeleiteten Pflegemaßnahmen 
(Auflagenpakete) definiert. BewirtschafterInnen werden 
durch artenbezogene Steckbriefe über die Lebensrau-
mansprüche der jeweiligen Art sowie über die Wirkung 
der vorgeschlagenen Auflagen informiert.

Durch die Abgrenzung der einzelnen Kulissen ist eine 
Aussage darüber möglich, welche Flächen noch nicht 
für die ÖPUL-Maßnahme Naturschutz angemeldet sind. 
BewirtschafterInnen können so mit dem Hinweis auf die 
betroffenen Flächen und den darauf vorkommenden 
Arten zielgerichtet über ihre Teilnahmemöglichkeiten, 
die Auflagen und die voraussichtliche Prämienhöhe in-
formiert werden (z. B. Böhmischer Kranzenzian: Prämie 
von 643 €/Hektar für eine Wechselwiese auf Acker, Dün-
geverzicht und verzögerte erste Mahd). So konnten in 
den vergangenen Jahren weitere, für den Naturschutz 
wichtige, Arten und Lebensräume in den niederösterrei-
chischen Europaschutzgebieten gesichert werden.

weitere informationen: 
www.noe.gv.at/noe/Naturschutz/Naturschutz.html

Böhmischer Kranzenzian 
(Gentianella bohemica) 23



sollte daher langfristig leistungsfähig und 
konkurrenzfähig zu intensiver Bewirtschaf-
tung sein. Naturschutz zu betreiben muss 
attraktiv werden“, so ein Landesbehörden-
vertreter.

Häufig stehen BewirtschafterInnen natur-
schutzrelevanter Flächen aus betriebswirt-
schaftlichen Gründen vor der Entscheidung, 
diese zu intensivieren oder die Nutzung 
gänzlich aufzugeben. Daher brauche es drin-
gend adäquate Förderhöhen und attraktive 
Prämien für die Pflege solch hochwertiger 
Flächen, damit deren extensive Bewirtschaf-
tung konkurrenzfähig im Vergleich zu inten-
siven Bewirtschaftungsweisen wird.

BehördenvertreterInnen erachten eine Ver-
dopplung der ÖPUL-Obergrenze als notwen-
dig, um GrundeigentümerInnen für die Zu-
sammenarbeit zu Natura 2000 zu gewinnen. 
Speziell für die Wiesenbewirtschaftung wä-
ren zudem schutzgutsbezogen höhere Zah-
lungen für erhöhte Aufwendungen wichtig. 
Das Agrarumweltprogramm in der neuen 
Förderperiode der Ländlichen Entwicklung 
sollte mehr Spielraum für lokale Anforde-
rungen in unterschiedlichen Regionen bie-
ten und zielgerichtete Förderungen ermög-
lichen. NGO-VertreterInnen kritisieren, dass 
das Agrarumweltprogramm zunehmend bü-
rokratisch in der Umsetzung ist, was für die 

Natura-2000-Gebiet Böhmerwald und Mühltäler
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Finanzierung

Akzeptanz und Teilnahme von Bewirtschafte-
rInnen nicht förderlich ist.

VertreterInnen der Landesbehörden, der 
NGOs und der Landwirtschaft halten es zu-
dem für wichtig, nötige Veränderungen der 
Bewirtschaftungsweisen in Förderungen 
stärker miteinzubeziehen. Für Borstgrasra-
sen beispielsweise konnte man das Mähgut 
vormals als Einstreu verwenden, was in der 
heutigen Tierhaltung keine gängige Praxis 
mehr ist. Die Entsorgung des Mähguts ist in 
der Förderung nicht berücksichtigt. Vertre-
terInnen der Landwirtschaft sind außerdem 
der Ansicht, dass zu wenig Rücksicht auf Na-
turfaktoren, wie Witterung oder Vorkommen 

von Giftpflanzen, z. B. Jakobskreuzkraut, ge-
nommen wird. Diese Faktoren würden verän-
derte Mahdregimes verlangen, welche jedoch 
zu Förderkürzungen führen. „Natura 2000 
kann zum Erfolg werden, wenn beide Seiten, 
Naturschutz und Landwirtschaft, Gewinner 
sind“, so ein Vertreter der Landwirtschaft.

Um den Einsatz der ÖPUL-Mittel zu verbes-
sern, schlagen die Bundesländer neue Wege 
ein: In Niederösterreich findet eine verstärk-
te Zielfokussierung über eine präzisierte Flä-
chenkulisse statt, die auch die Umsetzung der 
Natura-2000-Ziele fördert (siehe Beispiel). 

Natura 2000 über Projekte ab-
wickeln – wichtige Initialzün-
dungen aber die langfristige 
Umsetzung der Vorhaben ist 
nicht immer gewährleistet
LandesbehördenvertreterInnen in Wien, 
Vorarlberg, Niederösterreich und Ober-
österreich heben das Programm für die 
Ländliche Entwicklung (in Folge „Ländliche 
Entwicklung“ oder LE) als wichtige Finan-
zierungsquelle EU-kofinanzierter Projekte 
für Natura-2000-Vorhaben hervor. Insbe-
sondere der Gestaltungsspielraum für die 
Zielsetzungen der Projekte wird von den 
Landesbehörden positiv bewertet. In der 
Praxis kommt dem Projektnaturschutz aus 
der Ländlichen Entwicklung somit für den 
angewandten Artenschutz wie auch für die 
Umsetzung strategischer und planerischer 
Vorhaben große Bedeutung zu. Insbesonde-
re SchutzgebietsbetreuerInnen, deren Tä-
tigkeit zum Teil über LE-Projekte finanziert 
ist (siehe Kapitel Management), halten die 
zeitliche Begrenzung der Projektförderun-
gen für problematisch. NGO-VertreterInnen 
betonen desgleichen die Wichtigkeit der 
Ländlichen Entwicklung für Natura 2000, 
sehen aber den Abrechnungsaufwand von 
LE-Projekten in Relation zur Fördersumme 
als überbordend. 

Natura-2000-Gebiet Böhmerwald und Mühltäler
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Best practice Salzburg

LIFE-Projektfinanzierung als 
Initialzündung für langfristigen 
Erhalt des Weidmooses

Das EU-Vogelschutzgebiet „Weidmoos“ bietet auf 
140 Hektar ein Rückzugsgebiet für europaweit 
schützenswerte Vogelarten. Jahrzehntelanger 
Torfabbau hatte schwere Wunden im Gebiet hin-
terlassen. Heilung brachte das LIFE-Projekt „Ha-
bitatmanagement im Vogelschutzgebiet Weid-
moos“, das mit einem Gesamtvolumen von 1,21 
Mio. EUR von 2003 bis 2007 umgesetzt wurde. 
Zu 50 % kofinanziert durch LIFE-EU-Mittel, wurde 
die restliche Finanzierung auf die Projektpartner 
aufgeteilt: die Abteilung Naturschutz des Lan-
des Salzburg (44 %), das für Umwelt zuständige 
Bundesministerium (3 %), die Gemeinden Lamp-
rechtshausen und St. Georgen (jeweils 1 %) und 
der Torferneuerungsverein Weidmoos (1 %). 

Ausschlaggebend für den Erfolg des LIFE-Pro-
jekts war die frühe Einbindung der lokalen Bevöl-
kerung. Das Projekt wurde mit dem Preis „Best 
LIFE Nature Project 2009“ ausgezeichnet und gilt 
als EU-weites Vorzeigeprojekt unter dem Titel 
„Best of the Best“. 

Für die langfristige Sicherung der Renaturie-
rungserfolge und die kooperative Umsetzung von 
Managementmaßnahmen wurde 2007 vom Land 
Salzburg eine, im Haus der Natur Salzburg ange-
siedelte, Schutzgebietsbetreuung eingerichtet, 
die aus Naturschutzmitteln des Landes und der 
EU finanziert wird. Die Umsetzung der notwendi-
gen Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen werden 
teilweise ehrenamtlich oder mittels Finanzierung 
durch das ÖPUL-Programm, das Programm für 
Ländliche Entwicklung oder durch den Salzbur-
ger Naturschutzfonds umgesetzt. Dank regelmä-
ßigem Monitoring der Vogelschutzbestände wird 
das Management gegebenenfalls angepasst. 

weitere informationen: www.weidmoos.at 

26



Finanzierung

Für große Projekte sind insbesondere die eu-
ropäischen Finanzierungsschienen LIFE und 
INTERREG von Bedeutung. Für die Umset-
zung von Natura 2000 spielen INTERREG-
Projekte in mehreren Bundesländern eine 
große Rolle. LIFE wird vor allem von Vertre-
terInnen von Planungsbüros und Landesbe-
hörden sowie von NGOs als äußerst wichtig 
für die Umsetzung von Natura 2000 einge-
schätzt. In manchen Bundesländern, z. B. in 
Salzburg, wo bereits vier LIFE-Projekte zu 
Natura 2000 abgewickelt wurden, wird LIFE 
für ausgewählte Gebiete sogar als eine der 
wichtigsten Finanzierungsquellen genannt. 
BehördenvertreterInnen erachten das LIFE-
Programm in seiner Rolle als Initialzün-
dung für positive Entwicklungen in Natura-
2000-Gebieten als besonders wirkungsvoll. 
Außerdem kann darüber Grundflächenkauf 
abgewickelt werden – für die Umsetzung 
großer Renaturierungsprojekte ist der Besitz 
der Flächen entscheidend. Auch Schutzge-
bietsbetreuerInnen messen LIFE als Instru-
ment zur Flächensicherung durch Ankauf 
und Überführung der Flächen in die öffent-
liche Hand Bedeutung bei. VertreterInnen 
von Landesbehörden, einer staatlichen Ein-
richtung und der Schutzgebietsbetreuung 
weisen auf die mangelnde Kontinuität hin, 
da längerfristige Betreuung nach Ablauf der 
LIFE- und INTERREG-Projekte häufig nicht 
sichergestellt ist. 

„LIFE ist ein sehr wichtiges Finanzie-
rungsinstrument für einzelne Großpro-
jekte, deren Strahlkraft auch über das 
Projektgebiet hinaus wirkt. Ein Problem 
stellt die Nachsorge dar – die Schaffung 
von Strukturen mit gewisser Beständig-
keit wäre nötig. Im Idealfall leben die Pro-
jekte nach Ablauf der Förderung aus sich 
selbst heraus.“ 

Ein Landesbehördenvertreter

Natura-2000-Gebiet Weidmoos
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LandesbehördenvertreterInnen kritisieren 
weiters, dass der Verwaltungsaufwand rund 
um LIFE und INTERREG in den letzten Jah-
ren gewachsen ist – viele Bundesländer hal-
ten sich daher mit der Umsetzung solcher 
Projekte zurück. Die intensiven Vorlaufkosten 
verbunden mit dem finanziellen Risiko einer 
nicht-erteilten Projektgenehmigung stellen 
weitere wesentliche Hürden für die Umset-
zung von LIFE- und INTERREG-Projekten dar. 

Landesmittel aufstocken – 
Natura-2000-Topf als Wunschziel 

VertrerInnen der NGOs und der Landwirt-
schaft erachten die Aufstockung der Landes-
mittel als wichtige Finanzierungsquelle für 
Natura 2000 als dringend nötig. Die Fonds 
der Länder werden aktuell vorwiegend zur 
Kofinanzierung des ELER oder auch von 
LIFE-Projekten eingesetzt. Auch aus Sicht 
von LandesbehördenvertreterInnen sind die 
verbleibenden Landesmittel nicht ausrei-
chend, um damit große Vorhaben mit Wir-
kung auf der Fläche umzusetzen. Abseits der 
Kofinanzierung dienen die Landesmittel der 
gezielten Finanzierung kleinerer Projekte 
und Vorhaben, wie Pflege- oder Artenschut-
zinitiativen. LandesbehördenvertreterInnen 
betonen die einfachere Umsetzung gegen-
über anderen Förderquellen. In Vorarlberg 
wurde beispielsweise die Erstellung der Na-
tura-2000-Managementpläne über den Na-
turschutzfonds finanziert. 

NGO-VertreterInnen fordern eine Zweck-
widmung neuer Finanzierungsinstrumente 
für Naturschutz, z. B. eine Schotterabga-
be. In Kärnten werden diese Mittel bereits 
zweckgebunden eingesetzt.

Der Einsatz privater Gelder – also finanzi-
elle Mittel von Unternehmen oder Stiftungen 
für die Umsetzung von Natura 2000 – wird 
kontrovers gesehen.

„Naturschutz ist eine hoheitliche Aufga-
be und es sollten dafür öffentliche Mittel 
verwendet werden. Diese volkswirtschaft-
liche Aufgabe von gesellschaftlicher Re-
levanz kommt der Allgemeinheit zu Gute, 
die Finanzierung sollte daher aus öffent-
lichen Geldern erfolgen und nur minimal 
über private Mittel“. 

Ein Vertreter der Landwirtschaft

VertreterInnen der Landwirtschaft befürch-
ten zudem, dass für Naturschutzmaßnahmen 
in Zukunft verstärkt Agrarfördermittel ver-
wendet werden und klassische Agrarzahlun-
gen zurückgehen. Gewünscht wird ein eige-
ner Naturschutztopf aus zusätzlichen Mitteln. 
Diese Mittel seien ein Thema von europapo-
litischer Bedeutung und sollten aus dem EU-
Budget oder aus Landesmitteln bereitgestellt 
werden. Auch VertreterInnen der Landesum-
weltanwaltschaften und der Schutzgebiets-
betreuerInnen würden die Einführung eines 
eigenen Topfes für Natura 2000 aus Natur-
schutzmitteln der öffentlichen Hand begrü-
ßen. NGO-VertreterInnen betonen, dass die 
öffentliche Hand für die Bereitstellung aus-
reichender Mittel für Naturschutz und Na-
tura 2000 verantwortlich ist und der Einsatz 
privater Gelder nur begrenzt als Chance ver-
standen werden kann. Der langfristige Erhalt 
der Natur als Lebensgrundlage der Men-
schen wird als Aufgabe des Staates gesehen. 
Den negativen Auswirkungen der Degradie-
rung der Naturräume auf das Bruttoinlands-
produkt soll durch eine Ökologisierung des 
Steuersystems begegnet werden. 

28



Zurück in die Zukunft – so funktioniert’s!

Herausforderung: Durch die begrenzte 
Dauer der Förderverträge ist die Langfristig-
keit des Erhalts der Schutzgüter, die auf eine 
bestimmte Bewirtschaftungsweise oder auf 
Unterlassung gewisser Tätigkeiten angewie-
sen sind, nicht gewährleistet und die Motiva-
tion zur Mitwirkung der GrundbesitzerInnen 
eingeschränkt.

Lösungsweg: Es soll die Möglichkeit der 
verbindlichen Zusage der Kofinanzierung 
laufender Beträge in der aktuellen LE-
Periode für die nächste Periode in-
klusive automatischer Weiterfüh-
rung der Zahlungen geschaffen 
werden (z. B. im Rahmen ei-
ner Ausfallhaftung durch die 
Landesregierung und/oder 
Bundesregierung). Insbeson-
dere für Schutzgüter im Wald 
braucht es die Option der Förde-
rung langjähriger Verträge, z. B. 
zur Außernutzungsstellung.

Herausforderung: Das ÖPUL bietet zu 
wenig Spielraum, um für BewirtschafterIn-
nen in Natura-2000-Gebieten einen tatsäch-
lichen Mehrwert im Vergleich zu intensiven 
Bewirtschaftungsweisen zu bringen. Die Prä-
mien werden als zu gering beurteilt, um ins-
besondere in schwierigen Lagen einen wirk-
lichen Anreiz zu schaffen.

Lösungsweg: Eine Anpassung der ÖPUL-
Prämien – Erhöhung der Obergrenze und 
Schaffung von Spielräumen zur schutzguts-
bezogenen Abgeltung erhöhter Aufwände 
– wäre nötig. Spezifische lokale Anforderun-
gen sowie Veränderungen der Bewirtschaf-
tungsweisen, die erhöhten Aufwand mit sich 
bringen, sollten entsprechend abgegolten 
werden. 

Herausforderung: Die häufig mit EU-
Mitteln kofinanzierten Projekte zur 

Umsetzung von Natura 2000 sind 
mit hohem Verwaltungsaufwand 

und intensiven Vorlaufkosten 
verbunden. Zudem ist die Be-
treuung der Vorhaben nach 
Projektende oft nicht sicher-
gestellt. Der Hauptanteil der 

Landesmittel fließt aktuell in 
die Kofinanzierung und es blei-

ben nicht genügend Mittel zur 
Umsetzung großer „eigener“ Vorha-

ben übrig. 

Lösungsweg: Die Naturschutzmittel der 
Länder sollen ausgebaut und verstärkt für 
die Umsetzung von Natura 2000 verwen-
det werden, da sie wesentlich unbürokrati-
scher einsetzbar sind und auch längerfris-
tige Vorhaben und Verträge ermöglichen. 
Eine entsprechende Anerkennung der Poli-
tik, dass der langfristige Erhalt des Natura-
2000-Netzwerks als Lebensgrundlage für die 
Bevölkerung eine Aufgabe der öffentlichen 
Hand ist, ist hierfür Voraussetzung.

Finanzierung
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Management
Gebietsbetreuung und 
Erhaltung der Natura-
2000-Schutzgüter

Natura-2000-Managementpläne –  
vom Biologiebuch zum Einsatz-
plan 
Managementpläne werden in allen Bundes-
ländern erstellt, um Informationen über die 
Natura-2000-Gebiete aufzubereiten und Er-
haltungsmaßnahmen zu formulieren. „Ma-
nagementpläne sind ein wichtiges Instru-
ment, um herauszufinden wo man hinwill. 
Auch das gemeinsame Entwickeln der Pläne 
mit den Leuten vor Ort ist ein Erfolgsfaktor, 
da man damit schon die Akzeptanzgrundla-
ge für das Gebiet schaffen kann“, meint eine 
Landesbehördenvertreterin. Allerdings un-
terscheiden sich die Pläne in puncto Qualität 
und Schwerpunkte maßgeblich voneinander 
– teilweise auch innerhalb eines Bundes-
landes, wie VertreterInnen der NGOs und 
der Schutzgebietsbetreuung hervorheben. 
Gleichzeitig gibt es nach wie vor Gebiete, für 
die gar keine Managementpläne vorliegen. 

In den Anfangsphasen der Managementplä-
ne wurden diese häufig als Instrumente zur 
Datensammlung genutzt und ähnelten eher 
rein fachlich-theoretischen Biologiebüchern, 
erklären LandesbehördenvertreterInnen. We-
nig detaillierte Planungsgrundlagen bereiten 
GebietsbetreuerInnen jedoch Schwierigkeiten:

„Die Managementpläne sind häufig zu all-
gemein gehalten. Es würde konkrete Zah-
len brauchen, z. B., wie viel Fläche man 
verlieren kann, ohne dass man das Schutz-
gut verliert oder den Erhaltungszustand 
gefährdet. Aktuell sind wir mit diesen Fra-
gen häufig auf uns alleine gestellt.“ 

Eine Schutzgebietsbetreuerin

In den vergangenen Jahren ist jedoch in man-
chen Bundesländern eine zunehmende Fo-
kussierung der Pläne zu beobachten. Von all-
gemein gehaltenen Landschaftspflegeplänen 
entwickeln sie sich zu Plänen, die die „Prob-
lemschutzgüter“ in den Gebieten betreffen, 
erläutern LandesbehördenvertreterInnen. 

Ein wichtiger Faktor in Hinblick auf die 
Umsetzung der Managementpläne aus Sicht 
von LandesbehördenvertreterInnen, Pla-
nungsbüros und SchutzgebietsbetreuerIn-
nen ist ihre permanente Aktualisierung. Re-
visionen der Pläne sollen unter dem Lichte 
der Umsetzung erfolgen, finden aber auf-
grund der begrenzten Ressourcenausstat-
tung häufig gar nicht statt, sagen Landesbe-
hördenvertreterInnen. Auch VertreterInnen 
einer staatlichen Einrichtung auf Bundes-
ebene und NGOs kritisieren die fehlende 
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Aktualität der Planungsdokumente. „Bei den 
Natura-2000-Managementplänen handelt es 
sich häufig um ,tote Dokumente‘, die kaum 
zur Anwendung kommen. Erneuerungen sind 
eher selten der Fall, auch weil es häufig kei-
ne personelle oder institutionelle Betreuung 
der Dokumente gibt“, bemerkt ein Vertreter 
einer staatlichen Einrichtung.

Die SchutzgebietsbetreuerInnen betonen, 
dass eine regelmäßige Aktualisierung der 
Pläne nötig wäre, um die dynamischen Ent-
wicklungen im Gebiet und gewisse „Moden“ 
in der Biologie, die sich mit neuem Wissens- 
und Erfahrungstand auch ändern können, 
berücksichtigen zu können.

Managementpläne sollten auch ein wich-
tiges Grundlagendokument für Naturver-
träglichkeitsprüfungen darstellen. Um si-
cherzustellen, dass alle relevanten Aspekte 
berücksichtigt werden, sollten die Pläne Da-
ten zu bereits abgeschlossenen, aktuellen und 
angehenden Projekten integrieren, fordern 
VertreterInnen einer staatlichen Einrichtung. 

Als Zielgruppe der Managementpläne 
werden von LandesbehördenvertreterIn-
nen häufig sämtliche AkteurInnen vor Ort 
verstanden. Selten sollen die Pläne nur den 
Behörden oder GebietsbetreuerInnen die-
nen. Aus Sicht der GebietsbetreuerInnen 
erfolgt dafür aber bislang oft zu wenig Kom-
munikation über die Planungsdokumente, 
da diese vielen lokalen AkteurInnen, wie z. 
B. Gemeinden, nicht bekannt sind oder erst 
durch die GebietsbetreuerInnen „übersetzt“ 
werden müssen. Für die Akzeptanz der Pläne 
bei den BewirtschafterInnen wird es als hilf-
reich angesehen, wenn die Erstellung nicht 
nur durch klassische Naturschutzbüros er-
folgt, sondern wenn man z. B. in einem Wald-
Natura-2000-Gebiet den Managementplan 
gemeinsam mit einem Forstbüro erstellt. 
Außerdem sollte verstärkt die Möglichkeit 
genutzt werden, vorhandene Planungs-
grundlagen der BewirtschafterInnen, wie 

zum Beispiel die eigens erstellten Waldfach-
pläne oder Forsteinrichtungen, in Abstim-
mung mit dem Naturschutz für das Natura-
2000-Gebietsmanagement zu verwenden, 
betonen LandesbehördenvertreterInnen. In 
den Workshops wurde hervorgehoben, dass 
es darüber hinaus sinnvoll wäre, auch Best-
Practice-Beispiele verstärkt in Management-
pläne aufzunehmen, um das vorhandene Wis-
sen besser zu nutzen.

Managementplanung: Einbindung 
der BewirtschafterInnen ist 
entscheidender Erfolgsfaktor
Die Einbindung der BewirtschafterInnen in 
das Management, insbesondere in die Erstel-
lung der Planungsdokumente, wird von Lan-
desbehördenvertreterInnen, NGOs und Ver-
treterInnen der GrundbesitzerInnen als einer 
der Schlüsselfaktoren für den Erfolg der zu 
setzenden Maßnahmen im Gebiet gesehen. 
Einige Stakeholdergruppen beanstanden je-
doch einen mangelhaften  Partizipationspro-
zess: Einige Pläne würden erst nach Fertig-
stellung präsentiert. „Sehr oft handelt es sich 
bei der Erstellung von Managementplänen 
um Top-down-Prozesse. Die GrundbesitzerIn-
nen werden dann nur zur Präsentation des 
Managementplans eingeladen und nicht zur 
Gestaltung. Die GrundeigentümerInnen soll-
ten jedoch von der ersten Sekunde an mitge-
stalten dürfen. Die Managementpläne müssen 
in einem umfänglich partizipativen Prozess 
gemeinschaftlich entwickelt werden“, betont 
ein Vertreter der GrundeigentümerInnen.

Die Erstellung der Planungsdokumente 
wird durch die Behörden zum Teil auch an 
externe Büros vergeben, die diese ohne Ein-
bindung von BewirtschafterInnen oder Ge-
bietsbetreuerInnen erstellen. Über verschie-
dene Methoden der Einbindung bemühe man 
sich jedoch mittlerweile, die AkteurInnen an 
Bord zu holen, wie Landesbehördenvertre-
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terInnen erläutern. Insbesondere bei den 
neueren Managementplänen finden Prozesse 
zur gemeinsamen Erstellung der Fachgrund-
lagen mit VertreterInnen der Grundbesit-
zerInnen statt. Dies geschieht etwa durch 
„Fachausschüsse“ in Oberösterreich, „Parla-
mente“ als Gremien bei größeren Gebieten 
in Vorarlberg, „Arbeitsgruppen“ in Kärnten 
oder „Runde Tische“ in Salzburg. Erhebli-
che Vorteile durch Einbeziehung der Bewirt-
schafterInnen stellen aus Behördensicht die 
Nutzung historischen Wissens für die Ent-
wicklung von Managementmaßnahmen und 
die Festlegung von Schutz- und Erhaltungs-
maßnahmen im Konsens mit lokalen Akteu-
rInnen dar. NGO-VertreterInnen betonen den 
Mehrwert von Partizipation und klaren Er-
stellungsprozessen der Managementplanung 
für die Umsetzung der Planungsdokumente, 
da die Einbeziehung das Risiko verringert, 
dass Pläne „in Schubladen landen“. 

In den Workshops wurde besprochen, 
dass es auch wichtig ist, lokale AkteurInnen 
durch die Zusammenarbeit in weiteren Na-
turschutzprojekten im Gebiet einzubinden. 
Zudem wurde hervorgehoben, dass regelmä-
ßige Arbeitsgruppen vor Ort, bei denen Fa-
chexpertInnen, VertreterInnen der Behörden 
und BewirtschafterInnen zusammenkom-
men, „Vieles bewegen“ können.

SchutzgebietsbetreuerInnen 
als Schlüssel zur Umsetzung 
und Schnittschnelle zu  
BewirtschafterInnen
SchutzgebietsbetreuerInnen in Österreich 
wird eine hohe Bedeutung für das Manage-
ment der Natura-2000-Gebiete beigemessen, 
zudem betonen alle Stakeholdergruppen 
die grundsätzliche Relevanz von Gebietsbe-
treuungen. Gebietsbetreuung ist – in unter-
schiedlichen Formen – mittlerweile in allen 
Bundesländern etabliert. NGO-VertreterIn-

Natura-2000-Gebiet Lainzer Tiergarten
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Best practice Wien

Dauerwaldbewirtschaftung, Wiesen- und 
Wildtiermanagement in beliebtem Erholungsgebiet

Der Lainzer Tiergarten als umfriedetes, ehemaliges kaiserliches Jagdgebiet am 
Rande von Wien beherbergt aufgrund der über Jahrhunderte großteils extensiv 
betriebenen Forst- und Landwirtschaft wahre Naturjuwele und wurde 2007 zum 
Natura-2000-Gebiet erklärt. Ein detaillierter Managementplan wurde in Zusam-
menarbeit der Magistratsabteilungen 22 „Umweltschutz“ und 49 „Forst- und 
Landwirtschaftsbetrieb“ der Stadt Wien ausgearbeitet und im Jahr 2008 verord-
net. Die MA 49 ist seither für die Umsetzung der Managementmaßnahmen im 
Gebiet zuständig, zu denen unter anderem Erhaltung und Verbesserung natur-
naher Wälder und Gewässer, Erhaltung und Förderung prioritärer Schutzgüter, 
Erhaltung von Wiesen durch regelmäßige Mahd, Wildtiermanagement, Pflege 
der Wege und Erholungseinrichtungen und Verzicht von Dünger und Pestiziden 
zählen.

Die Vereinbarung der unterschiedlichen Interessen in einem Schutzgebiet 
im städtischen Raum wird durch eine klare Zielhierarchie ermöglicht. An erster 
Stelle steht der Naturschutz, danach kommt die Erholungsnutzung. Dem gro-
ßen Erholungsdruck – etwa 800.000 BesucherInnen pro Jahr – wird neben den 
Ge- und Verboten aus der Verordnung (Wegegebot, Hunde- und Radfahrverbot) 
mit gezielten Lenkungsmaßnahmen begegnet.

Neben dem verordneten Managementplan gibt es wichtige Planungstools. 
Für den Wald gilt das Forstoperat, ein auf die Schutzgüter abgestimmtes Pla-
nungsinstrument, das alle zehn Jahre adaptiert wird und wichtige Prinzipien 
für das Natura-2000-Gebiet, beispielsweise die Dauerwaldbewirtschaftung 
oder die Erhaltung einer bestimmten Anzahl an Biotopbäumen pro Hektar da-
mit ausreichender Totholzvorrat nachhaltig gewährleistet wird, beinhaltet. Der 
2015 beschlossene Wildtiermanagementplan sorgt für eine sukzessive Anpas-
sung der Schalenwildbestände an ein lebensraumverträgliches Maß, wodurch 
eine Dauerwaldbewirtschaftung mit gleichzeitiger Verjüngung ohne langfristige 
Zäunung der Flächen ermöglicht wird. Weiters können dank einer umfassenden 
Vegetationskartierung Managementmaßnahmen zur Wiesenpflege definiert 
werden: Abstimmung der Mahdzeitpunkte, Abtransport des Mähguts, Wiesen-
randpflege und Erhaltung landschaftsprägender Gehölzgruppen. Alle land- und 
forstwirtschaftlichen Maßnahmen dienen den Zielen des Naturschutzes, somit 
werden keine rein gewinnorientierten Ziele angestrebt. Die Erlöse der Land- 
und Forstwirtschaft decken die Kosten für das Management der Wiesen und 
Wälder, aber nicht der Erholungseinrichtungen.

weitere informationen:  
www.wien.gv.at/umwelt/wald/erholung/lainzertiergarten

Natura-2000-Gebiet Lainzer Tiergarten
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nen betonen hier organisatorische, finanzi-
elle und rechtliche Unterschiede in der Be-
treuung. In manchen Bundesländern werden 
bestimmte Gebiete gar nicht oder nur punk-
tuell betreut, wie Landesbehördenvertrete-
rInnen berichten. 

„In unserer Natura-2000-Landschaft gibt 
es eine ,Zweiklassengesellschaft‘: Betreu-
te Gebiete, bei denen die Grundeigentü-
merInnen mitwirken und wo es gut funk-
tioniert, und nicht betreute Gebiete, die 
dahinvegetieren.“ 

Ein Vertreter eines Planungsbüros

Eine flächendeckende Gebietsbetreuung mit 
regional passenden Strukturen und definier-
ten Ansprechpersonen vor Ort, die auch für 
Kommunikation und Bewusstseinsbildung 
zuständig sind, ist aus Sicht von NGO-Vertre-
terInnen äußerst wichtig. Die BetreuerInnen 
agieren als „HausmeisterInnen“ im Gebiet, 
sie wissen welche Maßnahmen im Schutzge-
biet funktionieren und sie kennen die Schutz-
güter und die notwendigen Prioritäten. 

Durch aktive Maßnahmenumsetzung, 
laufende Management-Updates und -Evalu-
ierungen erweckt eine echte Gebietsbetreu-
ung Planungsdokumente zum Leben – so 
die Sicht von VertreterInnen einer staatli-
chen Einrichtung. Die Natura-2000-Gebie-
te bilden ein dynamisches System und die 
Ausführung der Umsetzung sollte der Be-
urteilung der BetreuerInnen obliegen, um 
aktuelle Entwicklungen, wie beispielswei-
se den Umgang mit Neophyten einfließen 
lassen zu können, betonen VertreterInnen 
der Gebietsbetreuung. Vor allem in Natura-
2000-Gebieten, in denen es keine Manage-
mentpläne gibt, braucht es für Entschei-
dungen auf der Fläche das regionale und 
langjährige Know-how der Gebietsbetreue-
rInnen, heben auch VertreterInnen der Lan-
desumweltanwaltschaften hervor.

Als Schnittstelle zwischen Behörde und loka-
len AkteurInnen wie GrundeigentümerInnen 
kommt den GebietsbetreuerInnen eine wich-
tige Rolle zu. In manchen Bundesländern 
sind sie auch Teil der Behörde und kommen 
damit als GutachterInnen zum Einsatz. In 
den Workshops wurde diskutiert, dass es zu 
Schwierigkeiten vor Ort kommen kann, wenn 
GebietsbetreuerInnen einerseits Vertrags-
naturschutz ausverhandeln und mit Bewirt-
schafterInnen freiwillige Maßnahmen planen 
und andererseits parallel gutachterliche Tä-
tigkeiten ausüben müssen. Dadurch werden 
sie von den BewirtschafterInnen manchmal 

Großtrappe (Otis tarda)
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nicht mehr als Partner auf Augenhöhe wahr-
genommen, sondern als diejenigen, die nur 
vor Ort sind, wenn es etwas zu prüfen gibt. 

Aus Sicht der WorkshopteilnehmerIn-
nen hängt der Erfolg der Gebietsbetreuung 
häufig stark von der zuständigen Person 
ab. NGO-VertreterInnen betonen, dass die 
BetreuerInnen kommunikative „Allround-
er“ mit Hausverstand sein sollten. Ein um-
fassendes ExpertInnenwissen wird eher als 
zweitrangig erachtet, in erster Linie gehe es 
darum, Menschen zur Mitwirkung zu bewe-
gen. Hier sei es wesentlich „dieselbe Spra-
che zu sprechen“ und Begeisterung für die 

Schutzgüter erwecken zu können. In den 
Workshops wurde besprochen, dass es wich-
tig wäre, GrundbesitzerInnen in die Auswahl 
der/s Gebietsbetreuers/in miteinzubeziehen.  
Zudem wurde diskutiert, dass sich Gebiets-
betreuerInnen eher als „TrainerInnen“ denn 
als BetreuerInnen sehen sollten, da der Be-
treuungsbegriff tendenziell negativ besetzt 
sei. Durch das proaktive Zugehen auf Bewirt-
schafterInnen und die Weitergabe positiver 
Erfahrungen, etwa durch die Vermittlung 
von Best-Practice-Beispielen, schaffen sie da-
bei Akzeptanz und Anerkennung.
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Großtrappe (Otis tarda) Natura-2000-Gebiet Parndorfer Platte – Heideboden 
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Best practice Tirol

Pflege mit Plan – Rinder, Ziegen und 
Schafe im Naturschutzeinsatz auf den 
FlieSSer Sonnenhängen

Die Trocken- und Halbtrockenrasen der Fließer Sonnenhän-
ge (119 Hektar) stellen – gemeinsam mit dem Naturschutz-
gebiet Kauns-Kaunerberg-Faggen –  den größten Trockenra-
senkomplex in Nordtirol dar und wurden im Jahr 2001 als 
Natura-2000-Gebiet ausgewiesen. Im Jahr 2002 hat das Land 
Tirol in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Fließ, Grundbe-
sitzerInnen und NaturschutzexpertInnen einen ersten Pfle-
geplan für das Schutzgebiet erarbeitet. Durch Maßnahmen 
wie die Neuerrichtung und Sanierung von Weiderosten, Lese-
steinmauern und Weidezäunen sowie die erstmalige Entbu-
schung zugewachsener Bereiche wurde die Beweidung mit 
Ziegen, Schafen und Rindern in den drei Weidegebieten (ca. 
33 Hektar) des Schutzgebietes wieder ermöglicht. Im Zuge 
eines Monitoringprojekts (2006-2012) konnte festgestellt 
werden, dass die gesetzten Pflegemaßnahmen der vergan-
genen Jahre den Trend hin zu einer rasanten Abnahme der 
Biodiversität abgeschwächt haben, jedoch eine Unter- als 
auch Überbeweidung im Weidegebiet die Entfaltung der 
Schutzgüter bremste. Um das Management zu optimieren 
wurde ein neuer Pflegeplan erstellt, der sich an Zielarten 
charakteristischer Pflanzengesellschaften und ausgewähl-
ten, xerothermophilen Tierarten orientiert. 

Im Rahmen der Schutzgebietsbetreuung hält der Natur-
park Kaunergrat jährlich eine „Sitzung der Weideberechtig-
ten“ ab, um über die Realisierung der Maßnahmen zu be-
richten und Impulse zur Umsetzung verschiedener Anliegen 
zu geben. Zudem besteht eine Steuerungsgruppe, die man-
nigfache Aktivitäten in der Zusammenarbeit mit den Bewirt-
schafterInnen organisiert und als Drehscheibe zwischen Inte-
ressenvertreterInnen agiert.

weitere informationen:  
www.kaunergrat.at/de/naturschutz/fliesser-sonnenhaenge
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Insbesondere NGO-VertreterInnen und Ge-
bietsbetreuerInnen erachten die zeitliche 
Begrenzung vieler Schutzgebietsbetreuun-
gen, z. B. über EU-Förderungen im Bereich 
Ländliche Entwicklung (LE), als große He-
rausforderung. Die Kontinuität der Betreu-
ung ist in manchen Fällen nicht langfristig 
gewährleistet und der Aufbau von Vertrauen 
wird erschwert, was auch in den Workshops 
betont wurde. Heikel sind insbesondere die 
Übergangsphasen zwischen zwei LE-Förder-
programmen. Besonders gravierend kann 
sich dies auswirken, wenn eine Unterbre-
chung der Gebietsbetreuung mit betreuungs-
intensiven entscheidenden Phasen, z. B. die 
Antragsphase für ein neues Agrarumweltpro-
gramm, kollidiert. Durch feste Anstellungen 
beim Land wurde deshalb u. a. in der Stei-
ermark sichergestellt, dass sich die Betreue-
rInnen langfristig etablieren können.

Management bedeutet Verein-
barung von Naturschutzzielen 
und betriebswirtschaftlichen 
Notwendigkeiten
Bei Natura 2000 handelt es sich um eine 
Schutzgebietskategorie, die den Menschen 
miteinbezieht und verträgliche Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen ermöglicht. Die rechtli-
chen Rahmenbedingungen berücksichtigen 
die „Anforderungen von Wirtschaft, Gesell-
schaft und Kultur sowie die regionalen und 
örtlichen Besonderheiten“ (gemäß Art. 2 
FFH-RL), wenn diese die Schutzziele nicht 
beeinträchtigen. Viele Schutzgüter sind 
durch eine bestimmte Bewirtschaftungswei-
se, z. B. durch extensive Bewirtschaftung 
von Bergmähwiesen, entstanden und dar-
auf angewiesen, dass diese auch so weiter-
geführt werden, betonen Landesbehörden-
vertreterInnen. Der aktuelle Zustand vieler 
Schutzgüter im Kulturland lässt allerdings 
darauf schließen, dass betriebswirtschaftli-

Natura-2000-Gebiet  
Fließer Sonnenhänge
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che Erfordernisse häufig über die Ansprüche 
von Schutzgütern gestellt werden. Die Be-
wirtschafterInnen spielen eine wesentliche 
Rolle, wenn es um den langfristigen Erhalt 
der Arten und Lebensraumtypen des Natu-
ra-2000-Netzwerks geht. Auch in den Work-
shops wurde betont, dass die Umsetzung 
der notwendigen Managementmaßnahmen 
häufig auf Privatflächen stattfindet – man sei 
also von der Mitwirkung der Grundbesitze-
rInnen abhängig und könne die Schutzziele 
nur gemeinsam erreichen. 

„Die BewirtschafterInnen sind entschei-
dend für ein erfolgreiches Management. 
Man muss ihr Verständnis für den Sinn und 
Zweck der Maßnahmen erwirken. Zudem 
muss man auch betriebswirtschaftliche 
Aspekte berücksichtigen und Spielräume 
finden, um wirtschaftliche Entwicklun-
gen in Einklang mit Naturschutzzielen zu 
bringen. LandwirtInnen müssen jedenfalls 
auch betriebswirtschaftlich erfolgreich 
sein können.“ 

Ein Landesbehördenvertreter

SchutzgebietsbetreuerInnen können diese 
Spielräume für nachhaltige Bewirtschaftung 
durch ihre Kenntnis der Anforderungen und 
Notwendigkeiten im Schutzgebiet  ermitteln 
und weitergeben. Aus Sicht der Gebiets-
betreuerInnen sollte man gemeinsam mit 
GrundbesitzerInnen eine kooperative Lösung 
schaffen, die auch einen Kompromiss bein-
halten kann, bei dem ein Schutzgut unter 
Umständen ein wenig leidet aber ein ande-
res, prioritäres, dafür profitiert. Bei Arten, 
die bewirtschaftetes Grünland brauchen, 
sind fast immer Zielartenkonflikte vorhanden 
– sorgsames Abwägen mit entsprechendem 
Fachwissen ist unerlässlich. Gerade Schutz-
güter, die von extensiver Bewirtschaftung ab-
hängig sind, befinden sich häufig in schwie-
rigen Lagen (steil, trocken oder nass) – ihre 

Erhaltung ist eine große Herausforderung 
in und außerhalb von Schutzgebieten. Hier 
müssen tragbare Lösungen gefunden wer-
den, die den Einsatz der BewirtschafterInnen 
sicherstellen, betonen GebietsbetreuerInnen. 
In den Workshops wurde die Gründung von 
Vereinen zur Flächenpflege, z. B. Land-
schaftspflegeverbände, die eine Pacht an 
die GrundbesitzerInnen zahlen, als mögliche 
Lösung gesehen, um Nutzungsaufgaben von 
Extremstandorten und in Folge dem Ver-
schwinden der Schutzgüter auf der Fläche 
entgegen zu wirken. Auch in der Förderung 
des Ankaufs von Spezialmaschinen, die Land-
wirtInnen selber nutzen können, wird eine 
Chance gesehen. Die Wertschöpfung wäre 
dadurch bei den BäuerInnen auf der Fläche 
und die Schutzgüter blieben erhalten.

Vielfältige Anforderungen an 
das Natura-2000-Management in-
ner- und auSSerhalb der Gebiete
Unter den verschiedenen Stakeholdergrup-
pen herrscht Einigkeit darüber, dass das 
Management genügend Flexibilität braucht, 
um den vielfältigen Anforderungen, die mit 
dynamischen Prozessen in Natur und Bewirt-
schaftung verbunden sind, gerecht zu wer-
den. Die Erhaltungsverpflichtungen in Natu-
ra-2000-Gebieten laut FFH-Richtlinie werden 
aus Sicht von VertreterInnen der Landesbe-
hörden und GrundbesitzerInnen allerdings 
als zu starr erachtet. Denn dabei würden 
natürliche Dynamiken und aktuelle Entwick-
lungen, wie der Klimawandel und damit ver-
bundene Auswirkungen, unzureichend be-
rücksichtigt. Für die Entwicklung bestimmter 
Schutzgüter wäre es daher nötig, die Flächen 
außer Nutzung zu stellen, um natürliche Dy-
namiken und Sukzessionsstadien zuzulassen 
und die Vorkommen vor Vorhaben mit beein-
trächtigenden Auswirkungen zu schützen, 
erläutern LandesbehördenvertreterInnen. 
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Bleiben Eingriffe aus, wird allerdings ein Ent-
wicklungsprozess mit ungewissem Ergebnis 
in Gang gesetzt, für den es keine Garantie 
gibt, dass der gewünschte Zielzustand des 
Lebensraumtyps langfristig erhalten bleibt. 
Nach unvorhersehbaren Ereignissen, wie 
einem Lawinenabgang in einem subalpinen 
Fichtenwald, können hunderte Jahre verge-
hen, bis der ursprünglich vorhandene FFH-
Lebensraumtyp wieder etabliert ist. 

Für das Erreichen des günstigen Erhal-
tungszustandes der Schutzgüter wäre es 
aus Sicht von SchutzgebietsbetreuerInnen, 

VertreterInnen einer staatlichen Einrichtung 
und von Planungsbüros nötig, auch verstärkt 
außerhalb von Schutzgebieten Aktivitäten 
zu setzen. Das würde die Wirksamkeit von 
Schutzmaßnahmen für die Gesamtheit der 
Schutzgutsvorkommen erhöhen. Dies betrifft 
insbesondere mobile Arten und Schutzgüter, 
deren Verbreitungsschwerpunkte außerhalb 
der Gebiete liegen. Für VertreterInnen von 
Planungsbüros und Landesbehörden sind 
Maßnahmen außerhalb von Schutzgebieten 
besonders wichtig für Schutzgüter, die mit 
Land- und Forstwirtschaft in Verbindung 

Natura-2000-Gebiet Fließer Sonnenhänge
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stehen. Ihr Fortbestand ist oft von einer be-
stimmten Bewirtschaftungsweise abhängig 
oder kann durch eine „falsche“ Art der Be-
wirtschaftung negativ beeinflusst werden. 
Der voranschreitende Artenverlust durch 
erhöhten technisierten Einsatz in der Land-
wirtschaft und Abnahme der auf traditionel-
le Weise extensiv bewirtschafteten Flächen 
wird von VertreterInnen von Landesbehör-
den, von NGOs und Planungsbüros besorgt 
wahrgenommen. Auch zur Sicherstellung 
der Kohärenz des Natura-2000-Netzwerks 
wäre der Erhalt von Schutzgutsvorkommen 
außerhalb der Gebiete entscheidend. Dafür 
wäre es nötig, den Verlust an Grünkorridoren 
aufgrund des hohen Flächenverbrauchs in 
Österreich einzudämmen, betonen Landes-
behördenvertreterInnen. Durch verbindliche 
Umsetzung von Artikel 10 der FFH-Richtli-
nie, der die Pflege verbindender Landschaft-
selemente vorsieht, sollte die Konnektivität 
der Flächen sichergestellt werden.

KNAPPE RESSOURCEN – Optimie-
rung des Mitteleinsatzes nötig 
NGO-VertreterInnen betonen die dringen-
de Notwendigkeit, jetzt Maßnahmen für die 
Verbesserung des Erhaltungszustandes von 
Arten und Lebensraumtypen zu setzen. Aller-
dings fehlen oftmals die notwendigen perso-
nellen und finanziellen Ressourcen. 

„Schutzgebietsmanagement braucht ein-
heitliche Standards und Strukturen zur 
Entwicklung von Zielen und Umsetzung 
der Aufgaben. Aktuell wird das Geld nur 
verwendet, um die ,größten Brände zu 
löschen´. Während sich in einem Bundes-
land die Erhaltungszustände verbessern, 
verschlechtern sie sich in einem ande-
ren. Langfristige Planungssicherheit für 
GrundeigentümerInnen und Naturschutz-
abteilungen wäre notwendig.“ 

Ein NGO-Vertreter

Auch aus Sicht von Landesbehördenvertre-
terInnen ist das Natura-2000-Management 
in Österreich derzeit durch die finanziellen 
Rahmenbedingungen eingeschränkt. Als 
Hürde wird hier das laufende Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Österreich (siehe 
Kapitel Ausweisung) gesehen, das personelle 
wie finanzielle Ressourcen bindet, die für die 
Entwicklung bestehender Gebiete dringend 
benötigt werden würden. Für den Aufbau 
langfristiger Kooperationen vor Ort sind die 
Etablierung von Gebietsbetreuungen und die 
Erstellung geeigneter Managementgrundla-
gen wesentliche Schritte. Diese sind aller-
dings mit erheblichen Kosten für Personal 
und Fachgrundlagen verbunden. 

Eine Schraube, an der die Bundesländer 
drehen könnten, um möglichst effizienten 
Ressourceneinsatz in Hinblick auf das Ziel 
des Natura-2000-Managements – die Wah-
rung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der Schutzgüter – si-
cherzustellen, sehen VertreterInnen einer 
staatlichen Einrichtung in den Erhaltungs-
zielen. Diesbezüglich liegen in Österreich je-
doch Defizite vor – die Erhaltungsziele wur-
den nicht überall formuliert und wenn, dann 
nur auf Gebietsebene. Der Bezug zur nationa-
len biogeografischen Ebene wird bei der Ziel-
formulierung vernachlässigt, obwohl dort die 
Bewertung des Erhaltungszustandes erfolgt. 

Im Rahmen der Workshops wurde konsta-
tiert, dass Managementpläne (sofern diese 
kommuniziert und umgesetzt werden) und 
Gebietsbetreuungen auch zu einer Redukti-
on des Verwaltungsaufwandes und somit zu 
einem optimierten Einsatz der Mittel beitra-
gen können. Wenn alle Beteiligten die Ge-
bietsziele kennen, werden widersprechende 
Vorhaben (z. B. ein Golfplatz in einem Brach-
vogelgebiet) bereits frühzeitig abgefangen 
und weniger Ressourcen für Verfahren ver-
braucht.
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Zurück in die Zukunft – so funktioniert’s!

Herausforderung: Obwohl das Vorhan-
densein von SchutzgebietsbetreuerInnen ein 
wesentlicher Faktor für die Umsetzung ei-
nes erfolgreichen Managements vor Ort ist, 
gibt es in Österreich keine flächendeckende 
Gebietsbetreuung. Zudem fehlt es an Konti-
nuität durch die häufig begrenzte Finanzie-
rungsdauer.

Lösungsweg: Die Finanzierung der Ge-
bietsbetreuerInnen sollte langfristig und 
unabhängig von Förderperioden si-
chergestellt werden. Projektfinan-
zierte Gebietsbetreuungen sind 
eine Möglichkeit für den Start, 
für die dauerhafte Etablierung 
braucht es andere Quellen. 

Herausforderung: Revisi-
onen unkonkreter oder veralteter 
Managementpläne für die Natura-
2000-Gebiete sind aus Ressourcengrün-
den oft nicht möglich, die Planungsdokumente 
berücksichtigen damit aktuelle Entwicklungen 
unzureichend. Zudem ist die Akzeptanz für 
Managementpläne bei GrundbesitzerInnen 
häufig nicht vorhanden, da sie unzureichend 
in die Planerstellung eingebunden wurden.

Lösungsweg: Eine umsetzungsorientierte 
Aktualisierung der Pläne sollte in regelmäßi-
gen Abständen gemeinsam mit den Gebiets-
betreuerInnen erfolgen und aktuelle Entwick-
lungen im Gebiet berücksichtigen. Die Pläne 
sollten mit Grundlagen ergänzt werden, wel-
che die GrundbesitzerInnen selbst erarbeitet 
haben. Der Entwicklungsprozess von Plänen 
und Konzepten sollte als Motor für Akzeptanz 
und Mitwirkung genutzt werden.

Herausforderung: Der Erhaltungszu-
stand vieler Natura-2000-Schutzgüter ist 
ungünstig und es bräuchte mehr Anstren-
gungen inner- und außerhalb der Gebiete, 
um langfristige Verbesserungen des Zu-
standes zu erreichen. Allerdings gibt es 
aufgrund fehlender Ressourcen häufig kein 
umfassendes Gebietsmanagement und die 
Konnektivität der Gebiete des heimischen 
Natura-2000-Netzwerks findet zu wenig Be-
rücksichtigung.

Lösungsweg: Österreichwei-
te Erhaltungsziele auf biogeo-

grafischer Ebene sollten de-
finiert und eine Abstimmung 
daraus folgender Prioritäten 
durchgeführt werden. Da-
durch könnten die Ressour-

cen im Management geziel-
ter eingesetzt und konkrete 

Schwerpunkte festgelegt werden, 
um den günstigen Erhaltungszustand 

der Schutzgüter langfristig sicherzustellen. 
Best-Practice-Beispiele der Umsetzung soll-
ten gesammelt und österreichweit kommu-
niziert werden, um vorhandene Erfahrungen 
besser nutzbar zu machen.

management
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Kommunikation
Grundlage für Akzeptanz, 
Vertrauen und gute 
Zusammenarbeit schaffen

Sorgen ernst nehmen – Ängste 
der GrundeigentümerInnen und 
LandwirtInnen vor Wertverlust 
und „Quasienteignung“ 
Aktuell hegen LandwirtInnen gegenüber 
dem Naturschutz zahlreiche Vorbehalte. So 
wird vielfach befürchtet, dass man mit wach-
senden Naturschutzanforderungen nicht 
leistungs- und wettbewerbsfähig bleibe, er-
zählt ein Vertreter der Landwirtschaft. 

„Die Wünsche des Naturschutzes werden 
mehr, zugleich steigt der Wettbewerbsdruck. 
Es wird befürchtet, dass die Finanzmittel für 
die Naturschutzmaßnahmen aber weniger 
werden und wirtschaftliches Agieren für klei-
nere Betriebe immer schwieriger wird.“ 

Ein Vertreter der Landwirtschaft 

Neben einer befürchteten massiven Ein-
schränkung in der Bewirtschaftung ihrer 
Flächen, unterstreichen VertreterInnen der 
GrundeigentümerInnen die Angst vor dem 
monetären Wertverlust der als Natura 2000 
ausgewiesenen Flächen. So sei allein die 
Ausweisung eines Gebietes als Schutzgebiet 
mit negativen Folgen wie z. B. aufwändige-
ren und längeren Behördenverfahren bei 

Projekten verbunden, unabhängig davon ob 
dabei Schützgüter beeinträchtigt werden 
oder nicht, dies wurde auch in den Work-
shops betont.

Bei GrundeigentümerInnen bestehen Vor-
behalte und Ängste insbesondere vor einer 
„Quasi-Enteignung“ ihrer Flächen und ei-
ner Beschränkung ihres Handlungs- und 
Entscheidungsspielraums. Dies betonten 
VertreterInnen der Landesbehörden, der 
SchutzgebietsbetreuerInnen, der Umweltan-
waltschaften, der NGOs und einer staatlichen 
Einrichtung auf Bundesebene. Laut Landes-
behördenvertreterInnen entsteht bei Grund-
eigentümerInnen in Natura-2000-Gebieten 
ein Gefühl der Fremdbestimmung. Dazu 
kommt oft, dass der Eingriff in das Eigentum 
auf emotionaler Ebene als „Anschlag auf die 
persönliche Existenz“ wahrgenommen wird.

„Allein die rechtlichen Gegebenheiten und 
zunehmenden Bewilligungsverfahren, in 
denen mehr Mitwirkungsrechte, auch für 
externe NGOs, eingeräumt werden und 
andere Leute bestimmen, wie die Pfle-
ge durchgeführt werden soll, werden als 
,Quasi-Enteignung‘ empfunden.“ 

Ein Landesbehördenvertreter
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Ein weiterer Vorbehalt von Grundbesitze-
rInnen besteht laut Landesbehördenvertre-
terInnen gegenüber der Bindung auf Dauer 
durch eine Natura-2000-Ausweisung. Hier 
steht die Sorge im Vordergrund, dass die 
nachfolgenden Generationen zu wenig Fle-
xibilität für die Weiterführung des Betriebs 
haben könnten und in der Bewirtschaftung 
eingeschränkt würden. „Wenn die Kinder 
aus diesem Grund den Betrieb nicht über-
nehmen wollen, wird dem ursprünglichen 
Natura 2000-Gedanken, den Schutzgütern 
durch eine langfristige Bewirtschaftung et-
was Gutes tun zu wollen, entgegengewirkt“, 
so ein Vertreter der GrundeigentümerInnen. 
Dazu kommt die mangelnde langfristige fi-
nanzielle Absicherung der Flächenpflege, 
zumal diese von den LandbewirtschafterIn-
nen für ein Leben lang bzw. für Generationen 
wahrgenommen wird, die Finanzierung aber 
regelmäßig höchstens für sieben Jahre gesi-
chert ist. 

Die Ängste der GrundeigentümerInnen 
und LandwirtInnen treffen bei den weiteren 
Stakeholdergruppen weitgehend auf Ver-
ständnis. Laut VertreterInnen einer staat-
lichen Einrichtung liegt die Ursache für 
diese Sorgen im mangelnden Informations-
austausch. So werde beispielsweise häufig 
nicht klar kommuniziert, welche Schutzgüter 
in welchem Zustand in den einzelnen Natura 
2000-Gebieten vorkommen und welche kon-
kreten Verpflichtungen daraus für jeden ein-
zelnen resultieren. 

VertreterInnen der Landwirtschaft fassen 
ihre Bedürfnisse im Wesentlichen wie folgt 
zusammen: Für die LandwirtInnen muss der 
Nutzen des Natura-2000-Gebietes für die 
Natur erkennbar sein und Naturschutz muss 
im Einklang mit einer normalen Bewirtschaf-
tung möglich sein, damit LandwirtInnen 
ihren Beruf auf Dauer überlebensfähig aus-
üben können.

Negative Stimmungsmache vs. 
konsensorientiertes Agieren – 
weg von Radikalpositionen hin 
zur besseren Zusammenarbeit
LandesbehördenvertreterInnen begründen 
das generelle Misstrauen gegenüber Natura 
2000 mit einer bewusst negativen Kommuni-
kation in einigen Bundesländern seitens der 
Interessenvertretungen der Grundeigentü-
merInnen und der LandwirtInnen. „Aktuell 
wird die Situation bewusst durch Interes-
senvertretungen am Köcheln gehalten und 
es wird so dargestellt, als wäre mit Natura 
2000 nichts mehr möglich“, so ein Landes-
behördenvertreter. Dies wird auch von den 
VertreterInnen der Landesumweltanwalt-
schaften so wahrgenommen. So werde Na-
tura 2000 durch Interessenvertretungen als 
etwas äußerst Negatives dargestellt, was bei 
den LandwirtInnen zu massiven Vorbehalten 
und zu einer „breiten Front gegen Natura 
2000“ geführt habe. Der starke Einfluss der 
Interessenvertretungen auf politische Ent-
scheidungsträgerInnen wurde ebenfalls pro-
blematisiert. Die Unterstützung durch die 
Interessenvertretungen wäre wichtig, um 
die Natura-2000-Anliegen besser zu kommu-
nizieren, so LandesbehördenvertreterInnen.

Auch die Berufung auf  Natura 2000 als 
„Instrument der Projektverhinderung“ bei 
kleinen Maßnahmen und Verfahren, insbe-
sondere von lokalen NGOs und Bürgerinitia-
tiven, ist laut LandesbehördenvertreterInnen 
problematisch. Dies führt zu Widerständen, 
die schwer auflösbar sind, auch nicht durch 
Förderungen. „NGOs sollten stärker mithel-
fen, die Diskussion auf eine fachlicher Ebene 
zu heben, um weg von einer Verhinderungs-
kultur zu kommen, die der Natura-2000-Dis-
kussion nicht gut tut“, so ein Vertreter einer 
Landesbehörde.

VertreterInnen der Landwirtschaft be-
stätigen, dass die Zusammenarbeit mit dem 
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Naturschutz verbesserungswürdig ist und 
betonen die Bedeutung eines „konsensorien-
tierten Auftretens“. Ein solches Auftreten sei 
jedoch schwierig, „da beide Seiten versuchen 
strenge Positionen zu verlangen“. Ziel müsse 
es deshalb sein, „Abstand von Radikalpositi-
onen“ zu nehmen, Verständnis für die Anlie-
gen der jeweils anderen Seite aufzubringen 
und dies auch deutlich zu kommunizieren. 
Dadurch, so ein Vertreter der Landwirtschaft, 
könnten Eskalationen reduziert werden. 

Mehr Akzeptanz durch früh-
zeitige Einbindung, klare 
Information, Flexibilität und 
ausreichend Zeit  
Um das Misstrauen seitens der Grundeigen-
tümerInnen und LandbewirtschafterInnen 
abzubauen, sind sich die Stakeholder ei-
nig: Eine Einbindung zum ehestmöglichen 
Zeitpunkt ist entscheidend, um das nötige 
Vertrauen zu ermöglichen. Nur so könnten 
Gerüchte und offener Widerstand gegen 
eine Ausweisung verhindert werden. Vertre-
terInnen der SchutzgebietsbetreuerInnen 
sind der Meinung, dass eine Einbindung von 
Anfang an notwendig ist, damit daraus ein 
gemeinsames Interesse wird: „Wenn man 
grundsätzlich überlegt, was man erhalten 
will und welche Möglichkeiten es dabei für 
Land- und ForstwirtInnen gibt, kann man Ge-
meinsames in den Vordergrund stellen. Alle 
Einbindungsmaßnahmen, die erst nach der 
Gebietsnennung passieren, sind schwierig.“ 

Aus Sicht von VertreterInnen der Land-
wirtschaft ist eine Einbindung „noch vor der 
Gebietsmeldung gewünscht, da die Landwir-
tInnen oft nicht wissen, was tatsächlich auf 
ihren Flächen geplant ist“. Einige Landes-
behördenvertreterInnen äußern, dass eine 
Einbindung erst dann erfolgen soll, wenn 
man bereits konkrete fachliche Grundlagen 
sowie ausreichende Informationen zum Ver-

Natura-2000-Gebiet Mannsberg-Boden
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Kommunikation

Best practice Kärnten

Keine Angst vor Natura 2000: Das Europa-
schutzgebietszentrum Mannsberg-Boden 
schafft Bewusstsein bei Jung und Alt

Mit der Eröffnung des Europaschutzgebietszentrums 
Mannsberg-Boden in Kappel am Krappfeld im Jahr 2018 
wurde ein für Österreich einzigartiges Projekt ins Leben 
gerufen. Ziel des Vorhabens ist es, die breite Öffentlich-
keit für das Thema Natura 2000 zu sensibilisieren und über 
die Möglichkeiten einer gelungenen Zusammenarbeit zwi-
schen Naturschutz und Landwirtschaft aufzuklären. Das 
Besondere am Projekt ist, dass die Gründung durch Han-
nes Löschenkohl, ein Landwirt aus einem Natura-2000-Ge-
biet, erfolgt ist. Dadurch wird ein neuer Zugang in der 
Vermittlung von Natura 2000 und den zugrundeliegenden 
Werten sowie Nutzen und Vorteile aufgezeigt. Träger des 
Projekts ist der Verein FARN-Rambschißlhof, der sich aus 
zwölf LandwirtInnen des Natura-2000-Gebiets Mannsberg-
Boden zusammensetzt. Das Projekt wurde mit einem Ge-
samtvolumen von 1,5 Mio. Euro über das Programm für die 
Ländliche Entwicklung 14-20 gefördert (50 % EU-Kofinan-
zierung, 50 % Landesanteil). Die Umsetzung des Europa-
schutzgebietszentrums erfolgte durch außerordentliches 
Eigenengagement Löschenkohls in Zusammenarbeit mit 
acht Firmen aus der Umgebung, wodurch die Wertschöp-
fung zu 100 % in der Region behalten werden konnten.
LandwirtInnen und weitere Interessierte sollen erfahren, 
dass Natura 2000 auf Basis bestehender Rechtsgrundla-
gen zu keinen Beschränkungen der Bewirtschaftung füh-
ren muss. Die Vermittlung von Naturschutzthemen an 
Schul- und Kindergartenkinder stellt einen weiteren be-
sonderen Schwerpunkt dar. Die einzigartige Lage des Eu-
ropaschutzgebietszentrums inmitten des Natura-2000-Ge-
biets Mannsberg-Boden soll BesucherInnen die Möglichkeit 
geben, Inhalte der Ausstellung direkt vor Ort zu besichti-
gen (z. B. Streuobstwiesen, Teiche oder Trockenrasen) und 
sich mit Hannes Löschenkohl und seinen KollegInnen über 
Vorteile von Natura 2000 auszutauschen.

weitere informationen: www.verein-farn.at 
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Best practice Steiermark

Gemeinsam stark: Kooperations
gemeinschaft im Ennstal 
kümmert sich um die Vielfalt

Im steirischen Ennstal wurde ein innovativer 
Schritt zur Zusammenarbeit gesetzt: Künfti-
ge Maßnahmen zur Förderung der Biodiver-
sität sollen mithilfe einer Kooperationsge-
meinschaft – bestehend aus Naturschutzbund 
Steiermark, Bezirksstelle Ennstal-Ausseeland, 
Bezirkskammer für Land- und Forstwirtschaft 
Liezen, HBLFA Raumberg-Gumpenstein und 
Naturschutz Akademie Steiermark – umge-
setzt werden.

Die Kooperationsgemeinschaft Naturschutz 
und Landwirtschaft im Ennstal hat es sich als  
Projektträger zum Ziel gesetzt, die Vielfalt be-
stehender Schutzgüter des Natura-2000-Ge-
biets „Ennstal zwischen Liezen und Nieder-
stuttern“ zu fördern. Maßnahmen, wie die 
Anlage von Blühstreifen, sollen Wiesenvögeln 
– darunter Neuntöter, Rohrweihe oder Wach-
telkönig  – wieder als Rückzugsräume, Brut-
plätze und Nahrungsquelle dienen. Auch sel-
tener werdende Arten wie Braunkehlchen und 
Wachtel profitieren von der Schaffung neuer 
Strukturen und Landschaftselemente, die von 
LandwirtInnen auf freiwilliger Basis umgesetzt 
und von einem wissenschaftlichen Monitoring 
begleitet werden. Neben den Maßnahmen auf 
der Fläche bemüht sich die Kooperationsge-
meinschaft um die Durchführung gemeinsa-
mer Veranstaltungen und die Nutzung von Sy-
nergien in den Bereichen Bewusstseinsbildung 
und Kommunikation.

weitere informationen:  
www.naturschutzbundsteiermark.at
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ordnungsinhalt und zu Förderungsmöglich-
keiten hat, mit denen man in die Diskussi-
on gehen kann. Andere meinen, dass man 
mithilfe solider wissenschaftlich fundierter 
Grundlagen als erstes mit den Grundeigen-
tümerInnen sprechen sollte, bevor weitere 
Schritte eingeleitet werden. Durch das Ver-
tragsverletzungsverfahren sei genau dies 
nicht passiert: Die Landesbehörden mussten 
die GrundbesitzerInnen informieren, dass 
ihre Flächen zu nominieren sind, es gab nur 
mehr wenig Verhandlungsspielraum.

Aus Sicht von VertreterInnen der Land-
wirtschaft sollen klare Informationen an die 
betroffenen LandwirtInnen kommuniziert 
werden, insbesondere welche Bewirtschaf-
tungsnotwendigkeiten sich ergeben und wel-
che Entschädigung dafür geleistet wird. Ge-
fordert wird ein transparenter Umgang mit 
sämtlichen Unterlagen, insbesondere auch 
den wissenschaftlichen Grundlagen sowie 
konkrete Information darüber, welche Kon-
sequenzen mit den Gebietsausweisungen 
verbunden sind. 

„Es fehlt bei den LandwirtInnen oft das 
Wissen darüber, dass nur bestimmte 
Schutzgüter erhalten werden müssen – 
und abgesehen davon viel Spielraum be-
steht. Auch bei ProjektwerberInnen fehlt 
das Wissen zu den mit Natura 2000 ver-
bundenen Auswirkungen – teilweise wis-
sen diese gar nicht, dass ihre Projekte 
durch Natura 2000 nicht verhindert wer-
den, wenn diese keine Schutzgüter von eu-
ropäischer Bedeutung beeinträchtigen.“ 

Eine Vertreterin der Landesumwelt
anwaltschaften

Aus Sicht von SchutzgebietsbetreuerInnen 
braucht es mehr Flexibilität im Schutzge-
bietsmanagement. „Es ist nicht hilfreich, 
Schutzgutsflächen zu zementieren. Das Ver-
legen von Flächen ist zwar sehr mühsam, und 
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Ersatzflächen für umgebrochene Schutzguts-
flächen zu finden ist ein langfristiger Prozess. 
Es ist aber wichtig, die LandwirtInnen besser 
zu verstehen. Wenn BewirtschafterInnen aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht eine Fläche 
verlegen oder Nutzungen ändern müssen, 
braucht es einen gewissen Spielraum. Die 
LandwirtInnen sind in der Regel dann auch 
bereit, woanders etwas zu machen.“ Vertrete-
rInnen der GrundeigentümerInnen betonen 
ebenfalls, dass die NaturschützerInnen über 
den eigenen Zweck hinaustreten und räumli-
che und zeitliche Flexibilität zulassen sollten, 
um die Arbeit der LandbewirtschafterInnen 
nicht unnotwendigerweise zu erschweren. 
Dies käme auch Natura 2000 zugute.

Für mehr Akzeptanz für Natura 2000 muss 
schlussendlich auch auf Zeit im Dialog zwi-
schen Naturschutz und Land- und Forstwirt-
schaft gesetzt werden. Dafür brauche es ei-
nen langen Atem sowie einen ausgedehnten 
Diskussions- und Informationsprozess. 

„Es lohnt sich, zu diskutieren, auch wenn 
es lange dauert. Das Verständnis ist prin-
zipiell da, man muss anfangs mit Wider-
stand rechnen und darf sich dann nicht 
drücken. Die Diskussion ist das einzige, 
das einen weiterbringt.“ 

Eine Schutzgebietsbetreuerin

Darüber hinaus wurde in den Workshops 
auch die Bedeutung der Zeitkomponente an-
gesprochen. Zum Kennenlernen aller Betei-
ligten brauche es Zeit denn Vertrauen sei die 
härteste Währung. 

Natura-2000-Gebiet Lafnitztal
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Best practice Burgenland

Verein BERTA: Gute   Zusammenarbeit 
zwischen Naturschutz und  
Landwirtschaft 

Im Burgenland wird die Natura-2000-Schutzgebiets-
betreuung von der Organisation BERTA (Burgenlän-
dische Einrichtung zur Realisierung Technischer Ag-
rarprojekte) übernommen. Der Verein wurde von der 
Burgenländischen Landwirtschaftskammer gegründet 
und besteht aus neun Mitgliedsorganisationen, die 
aus verschiedenen Produktionsbereichen in der Land-
wirtschaft kommen, sowie dem Naturschutzbund Bur-
genland. Diese Konstellation ermöglicht eine beson-
ders erfolgreiche Form der Zusammenarbeit zwischen 
Naturschutz und Landwirtschaft.

So sind beispielsweise die GebietsbetreuerInnen ne-
ben der langfristigen Sicherung des Erhaltungszustan-
des von Schutzgütern und der Einbindung aller Betrof-
fenen in den Natura-2000-Gebieten in Kooperation mit 
dem Naturschutzreferat des Landes Burgenland auch 
für die Abwicklung der ÖPUL-Naturschutzmaßnahmen 
zuständig. Da die Büros der GebietsbetreuerInnen in 
den Räumlichkeiten der Landwirtschaftsbezirksrefe-
rate situiert sind, besteht naturgemäß ein kontinuier-
licher Kontakt mit den LandwirtInnen. Diese können 
ihre Anliegen und Fragen im Rahmen ihrer Termine im 
Referat auf kurzem Weg deponieren und lösen. Auch 
die KollegInnen vom Bezirksreferat werden laufend 
über aktuelle Anliegen oder Probleme informiert. 

Der stetige Austausch zwischen Gebietsbetreue-
rInnen und LandwirtInnen führt zu guter Zusammen-
arbeit und dem Bewusstsein, dass die Erhaltung von 
Schutzgütern nur in Kooperation mit LandwirtInnen 
gelingen kann. Die GebietsbetreuerInnen versuchen 
die LandwirtInnen optimal zu beraten und führen un-
ter anderem die Adaptierung der Auflagen und Anpas-
sung an die jeweiligen Betriebsbedürfnisse durch. Das 
aktive Zugehen auf LandwirtInnen fördert die Bereit-
schaft für freiwillige ÖPUL-Naturschutzmaßnahmen.

weitere informationen: www.berta-naturschutz.at 
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Mehr Wertschätzung für die 
Leistungen der LandwirtIn-
nen nötig – für eine bessere 
Identifikation mit dem Gebiet 
„Für die Bevölkerung ist Naturschutz wich-
tig, aber die Systematik und Details dahinter 
sind mehr oder weniger egal. Es ist schwie-
rig, die Leistungen der Landwirtschaft zu 
kommunizieren, da diesbezüglich oft Desin-
teresse besteht und die Naturschutzleistun-
gen der LandwirtInnen als selbstverständlich 
angesehen werden“, betonen VertreterInnen 
der Landwirtschaft. Aus Sicht von Vertre-

terInnen von GrundeigentümerInnen wäre 
eine Wertschätzung vor allem für die Multi-
funktionalität der Fläche und die damit ver-
bundene Arbeit der LandbewirtschafterIn-
nen gewünscht: 

„Naturschutzleistungen sind nur ein klei-
ner Puzzleteil, neben weiteren gesell-
schaftlichen Leistungen, die von einer 
Fläche erwartet werden. Diese Multifunk-
tionalität wird derzeit von der Gesellschaft 
nicht erkannt.“ 

Ein Vertreter der GrundeigentümerInnen

Natura-2000-Gebiet Hundsheimer Berge
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Laut VertreterInnen von Planungsbüros und 
einer staatlichen Einrichtung ist es wichtig, 
klar zu machen, dass BewirtschafterInnen 
auf ihren Flächen besondere und wertvolle 
Naturschätze pflegen, die nur aufgrund ih-
rer Bewirtschaftung dort vorkommen. Das 
Interesse für die Tier- und Pflanzenarten sei-
tens der LandbewirtschafterInnen ist grund-
sätzlich vorhanden. Wenn die Beziehung der 
LandwirtInnen zu den Schutzgütern ihrer 
Flächen stärker aufgebaut wird, kann auch 
eine Identifikation mit dem Gebiet geschaf-
fen werden, die zu Akzeptanzsteigerung von 

Natura 2000 führen kann. Das kann z. B. 
durch gemeinsame Besprechungen auf der 
Fläche erfolgen, wo Wissen ausgetauscht 
und gemeinsam Ideen entwickelt werden. 
LandesbehördenvertreterInnen meinen, dass 
„die GrundeigentümerInnen stolz darauf sein 
können, dass sie an der Bewahrung der wert-
vollen Naturschätze mitwirken“. Es soll kom-
muniziert werden, dass Natura 2000 „keine 
schwarze Wolke aus Brüssel“ ist, sondern im 
Gegenteil eine Auszeichnung für die erbrach-
te Leistung. In den Workshops wurde ferner 
erwähnt, dass eine bessere Aufklärung von 

Natura-2000-Gebiet Hundsheimer Berge
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FreizeitnutzerInnen über Maßnahmen, die 
von LandwirtInnen auf der Fläche gesetzt 
werden, notwendig sei.

VertreterInnen der Landwirtschaft be-
tonen in diesem Kontext die wichtige Rolle 
der Naturschutz-NGOs. Demnach könnten 
NGOs, denen in der Öffentlichkeit ein hohes 
Maß an Glaubwürdigkeit zukäme, wichtige 
Verantwortung für das Bekanntmachen der 
Leistungen der LandwirtInnen für Umwelt- 
und Naturschutz übernehmen.

Image von Natura 2000 verbes-
sern und Bewusstsein für den 
Wert von Natura 2000 in der 
Öffentlichkeit stärken
Natura 2000 hat in Österreich vielerorts ein 
negatives Image in der Öffentlichkeit. Laut 
VertreterInnen der Umweltanwaltschaften 
wird es aktuell sogar als etwas „Lähmen-
des und Schreckliches“ wahrgenommen. 
Österreich wird diesbezüglich EU-weit im 
negativen Spitzenfeld verortet, bestätigt 
ein Landesbehördenvertreter. Natura 2000 
wird mit „Wirtschaftshemmnis, Bevormun-
dung und Enteignung“ assoziiert. Es ist not-
wendig, das Bewusstsein über den Wert von 
Natura 2000 in der Öffentlichkeit zu stärken 
und die große Bedeutung des Netzwerks für 
zukünftige Generationen hervorzuheben. 
VertreterInnen der Landesumweltanwalt-

schaften erläutern, dass dies im Prinzip eine 
Marketingaufgabe sei. 

Man müsse vermitteln, dass man Natu-
ra 2000 auch wirtschaftlich aufwerten und 
nutzen kann, sowohl touristisch, als auch 
in der Regionalentwicklung, unterstreichen 
LandesbehördenvertreterInnen. In Sloweni-
en und Kroatien, die jeweils über 35 % ih-
rer Landesfläche durch Natura-2000-Gebie-
te abgedeckt haben, wurden Bemühungen 
gemacht, Natura 2000 auch im Sinne der 
eigenen Bevölkerung wirtschaftlich zu ver-
markten. So wird zum Beispiel auf den Tou-
rismuswebseiten Vermarktung für Natura 
2000 betrieben und dabei die Wertschätzung 
für die Schutzgebiete auch in der lokalen 
Bevölkerung erhöht. Dieses Potenzial werde 
bislang in Österreich nicht genutzt, bedauern 
LandesbehördenvertreterInnen. Die hohe 
Wertigkeit, die mit der Marke Natura 2000 
einhergeht, soll vermittelt werden, meinen 
VertreterInnen von Planungsbüros. In den 
Workshops wurde die Idee der Entwicklung 
eines „Natura 2000-Labels“ geboren, mit der 
Produkte beworben werden können.

Weitere Ideen aus den Workshops für eine 
Stärkung des Bewusstseins für den Wert von 
Natura 2000 sind die Veranstaltung gemein-
samer Exkursionen oder Pflegeeinsätze auf 
den Natura-2000-Flächen oder die Gestal-
tung eines Natura-2000-Preises auf nationa-
ler Ebene.

Natura-2000-Gebiet Ennstaler Alpen / Gesäuse
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Zurück in die Zukunft – so funktioniert’s!

Herausforderung: Es gibt seitens der 
GrundeigentümerInnen und der Landbewirt-
schafterInnen ein generelles Misstrauen ge-
genüber Natura 2000, das die Umsetzung in 
der Praxis schwierig macht.

Lösungsweg: Über die Durchführung von 
Informationsveranstaltungen, gemeinsamen 
Exkursionen auf Natura 2000-Flächen und 
die Übermittlung von klaren Informationen 
an die Betroffenen sollen der Wissenstand 
verbessert sowie Ängste im frühen Sta-
dium genommen werden. Durch 
die frühzeitige Einbindung und 
die Schaffung von Strukturen, 
in welchen Grundeigentüme-
rInnen und LandwirtInnen 
die Entwicklungen in einem 
Natura-2000-Gebiet nicht nur 
mitbegleiten, sondern auch mit-
gestalten können, wird von Be-
ginn an auf gute Zusammenarbeit 
gesetzt. Durch das Einsetzen von Natura-
2000-BotschafterInnen, die positiv über ihre 
Erfahrungen mit dem Schutzgebietsnetz-
werk berichten, sollen Perspektiven für den 
Umgang mit Natura 2000 gezeigt werden. 
Mit der frühen Etablierung einer Schutzge-
bietsbetreuung soll bereits ab der Gebiets-
meldung einE AnsprechpartnerIn für die An-
liegen der Betroffenen Vorort sein. 

Herausforderung: Naturschutz und 
Land- und Forstwirtschaft arbeiten bzw. 
kommunizieren oft gegeneinander – Grund-
eigentümerInnen und LandwirtInnen fühlen 
sich zu wenig für ihre Naturschutzleistungen 
wertgeschätzt.

Lösungsweg: Naturschutz-NGOs und In-
teressenvertretungen sollen durch gemeinsa-
me Projekte und Auftritte zum Thema Natura 
2000 eine gemeinsame Kommunikation fin-
den. Die von den LandwirtInnen erbrachten 
Leistungen für den Naturschutz sollen von der 
Bevölkerung anerkannt werden, z.B. durch 
die Verleihung eines Natura-2000-Preises für 
LandwirtInnen und GrundeigentümerInnen. 
Durch Sichtbarmachen der Leistungen des 
Naturschutzes für die Gesellschaft und des es-

sentiellen Beitrags der LandwirtInnen, 
kann die Identifikation der Landwir-

tInnen und GrundeigentümerIn-
nen mit dem Naturschutz sukzes-
sive gehoben und die Akzeptanz 
von Natura 2000 in der Öffent-
lichkeit gestärkt werden.

Herausforderung: Der Wert 
des Natura 2000-Netzes für die Be-

wahrung der Lebensgrundlagen ist der 
allgemeinen Öffentlichkeit unzureichend be-
kannt, oftmals ist der Begriff „Natura 2000“ 
sogar negativ besetzt.

Lösungsweg: Durch breit angelegte, lang-
fristige Imagekampagnen soll ein Wandel in 
der öffentlichen Wahrnehmung von Natura 
2000 bewirkt werden. Zur Imagereparatur 
soll ein gezieltes Marketing für Natura 2000 
betrieben werden. Durch Kooperationen mit 
lokalen Tourismus-Anbietern, die Natura 
2000-Gebiete speziell anpreisen, wird der 
Mehrwert der Gebiete für die Freizeitnut-
zung aufgezeigt. Best-Practice-Beispiele der 
Wertschöpfung von Natura 2000 sollen auf-
zeigen, welches Potenzial in der Vermark-
tung von Natura 2000 liegt. 

Kommunikation

Natura-2000-Gebiet Ennstaler Alpen / Gesäuse
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Rahmen- 
bedingungen
Einheitlicher Rahmen 
als Schlüssel zum Erfolg?

Roter Faden für europa­
rechtlichen Naturschutz 
gesucht – Tücken und Chancen 
eines einheitlichen Rahmens
Die Umsetzung von Natura 2000 ist Länder-
sache. Seitens VertreterInnen der Landes-
umweltanwaltschaften, der Grundeigentü-
merInnen, der NGOs und einer staatlichen 
Einrichtung auf Bundesebene wird die Schaf-
fung einheitlicher Rahmenbedingungen für 
den europarechtlichen Naturschutzbereich 
als sehr sinnvoll erachtet. 

„Es wäre wichtig, möglichst abgestimmt 
und einheitlich vorzugehen und einander 
gegenseitig stärker zu unterstützen. Es ist 
ineffizient, wenn jedes Bundesland nur für 
sich etwas erfindet. Eine auf  Bundesebe-
ne ausgearbeitete Grundlage für Konzep-
te, die allen zur Verfügung gestellt werden 
könnte, wäre sinnvoller.“ 

Ein Vertreter einer staatlichen Einrich-
tung auf Bundesebene

NGO-VertreterInnen betonen, dass es in 
ganz Österreich eine kohärente und ein-
heitliche Vorgangsweise bei der Umsetzung 
von Natura 2000 braucht. Die Vollziehung 

– insbesondere das Management und die 
Berichtslegung – sollten unter einheitlichen 
Rahmenbedingungen ablaufen.

Auch LandesbehördenvertreterInnen be-
tonen, dass es bei der Umsetzung von Na-
tura 2000 einen roten Faden und Koordina-
tion braucht. Die Länderarbeitsgruppe für 
internationalen Naturschutz agiert deshalb 
als koordinierendes Organ. Dieser Weg wird 
als konstruktiv erachtet. Allerdings seien die 
Abstimmungsprozesse für die Länder mit viel 
Aufwand  verbunden. Die Arbeit mit neun 
Verwaltungseinheiten sei schwierig und die 
Entscheidungsfindung für die internatio-
nalen Naturschutzverpflichtungen äußerst 
aufwändig. Einige Landesbehördenvertre-
terInnen nennen das Bundesrahmennatur-
schutzgesetz in Deutschland als positives 
Beispiel, das wichtige Eckpfeiler absteckt. 
In Hinblick auf die Realisierung einheitlicher 
Rahmenbedingungen für den europarechtli-
chen Naturschutzbereich besteht allerdings 
auch viel Skepsis. Wenn man auch in Öster-
reich in Richtung Bundesgesetz ginge, müss-
te der gesetzliche Rahmen geändert wer-
den, was massive Widerstände hervorrufen 
könnte. „Die Gegebenheiten in Österreich 
sind aus naturräumlicher Sicht und aus his-
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torischer Sicht sehr unterschiedlich, auch 
betreffend der Besitzstrukturen, was ein 
,über den Kamm scheren‘ erschwert“, so ein 
Behördenvertreter. Aus Sicht von Landesbe-
hördenvertreterInnen wird betont, dass der 
EU-Naturschutz bereits gewisse einheitliche 
Rahmenbedingungen vorgebe.

Auch NGO-VertreterInnen schätzen ein 
gemeinsames Bekenntnis aller Bundeslän-
der zu einheitlichen Rahmenbedingungen 
als tendenziell unrealistisch ein, da die ak-
tuelle Realpolitik die Bundesländer eher in 
ihrer Autonomie bestärke. Landesbehörden-
vertreterInnen befürchten auch, dass ein ös-
terreichweit einheitlicher Rahmen für jene 
Bundesländer, die derzeit ein recht hohes 
Naturschutzniveau haben, eine Nivellierung 
nach unten bedeuten könnte. 

Einigkeit herrscht darüber, dass die Um-
setzung weiterhin auf lokaler Ebene erfolgen 
muss und dass, auch mit einem österreich-
weit festgelegten Rahmen, die Betreuung auf 
regionaler Ebene in der Kompetenz der Bun-
desländer liegen sollte. Von Landesbehör-
denvertreterInnen wird hier der Vergleich 
zum Forst- oder Wasserrecht gezogen, die 
zwar Bundeskompetenzen sind, deren Um-
setzung aber bei den Ländern liegt. 

Nationale Koordinierungsstel­
le für Natura 2000 – Umsetzung 
ist Knackpunkt
Die Einrichtung einer nationalen Koordi-
nierungsstelle zu Natura 2000 ist im Re-
gierungsprogramm der aktuellen Bundes-
regierung vorgesehen. Von verschiedenen 
Stakeholdergruppen wie den Interessen-
vertretungen der Landwirtschaft und der 
GrundeigentümerInnen sowie von NGOs 
wurde ihre Einrichtung bereits gefordert. 
Für VertreterInnen von Landesbehörden 
und Planungsbüros wird die Etablierung 
einer nationalen Koordinierungsstelle zur-

zeit aufgrund des kompetenzrechtlichen 
Rahmens als unrealistisch eingeschätzt be-
ziehungsweise wird davon ausgegangen, 
dass die Stelle nur eine informelle Koordi-
nierungsrolle übernehmen könnte. NGO-
VertreterInnen sind der Meinung dass die 
Einrichtung einer Koordinierungsstelle an 
das entsprechende politische Commitment 
gebunden ist. 

„Wenn der Wille für eine Koordinierungs-
stelle da wäre, könnte diese auch umge-
setzt werden, aber realpolitisch wäre eher 
mit einer Briefkastenfirma zu rechnen. Es 
wäre allerdings wichtig, eine nationale Ko-
ordinierungsstelle für Natura 2000 in Ös-
terreich zu haben.“  

Ein NGO-Vertreter

Bezüglich der Rolle einer nationalen Koordi-
nierungsstelle für Natura 2000 wird häufig 
betont, dass es wichtig ist, sich gut zu über-
legen welche konkreten Aufgaben in ihren 
Handlungsbereich fallen würden. Aktuell 
sehen sowohl VertreterInnen der NGOs, der 
Landwirtschaft sowie Schutzgebietsbetreu-
erInnen einen konstruktiven Austausch und 
eine österreichweite Abstimmung zur Abar-
beitung der Nachnominierungserfordernisse 
als wichtige Aufgaben einer Koordinierungs-
stelle für Natura 2000. 

Ein grundsätzlich bedeutender Tätigkeits-
bereich einer nationalen Koordinierungsstel-
le für Natura 2000 wäre aus Sicht von Ver-
treterInnen von Planungsbüros und einer 
staatlichen Einrichtung das Datenmanage-
ment. Dazu gehören auch die Kenntnis und 
der Austausch über alle Maßnahmen, die mit 
EU-Naturschutz verbunden sind, wie z. B. die 
Natura-2000-Gebietsausweisungen, fachliche 
Entwicklungen im Artenschutz (Vorkommen 
der Arten, Populationsentwicklungen etc.) 
und Verträglichkeitsprüfungen (Artenschutz, 
Natura 2000) gesammelt an einer Stelle.
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Eine weitere Aufgabe der Koordinierungs-
stelle, die von vielen Stakeholdergruppen als 
äußerst wichtig eingeschätzt wird, wäre das 
Erarbeiten einheitlicher Mindeststandards 
und  von Vorschlägen für eine österreichwei-
te Prioritätensetzung. NGO-VertreterInnen 
betonen, dass eine Koordinierungsstelle 
Vorschläge zu Vorgehensweisen bezüglich 
Monitoring und Maßnahmenplanung sowie 
zu Mindestinhalten von Managementplänen 
erarbeiten könnte. So gäbe es nicht neun 
verschiedene Ansätze, sondern einen lang-
fristigen Plan für die Umsetzung von Natu-
ra 2000. Eine verstärkte Koordination auf 
Bundesebene bezüglich des Gebietsmanage-

ments, um die großen Unterschiede zwischen 
den Bundesländern in Hinblick auf Manage-
mentplanungen zu reduzieren, befürworten 
auch VertreterInnen der Landwirtschaft. Aus 
Perspektive der GrundeigentümerInnen soll-
te sich die Arbeit einer Koordinierungsstelle 
mit den Ansätzen und Prozessen auf der Me-
taebene beschäftigen. Beispielsweise sollten 
bei der Interpretation der EU-Naturschutz-
richtlinien die Spezifika der österreichischen 
Kulturlandschaft berücksichtigt werden. Für 
die Schutzgebietsbetreuung wäre es ent-
scheidend, dass durch die Aktivitäten der 
Koordinierungsstelle auch die untere Betreu-
ungsebene profitiert und nicht nur Prozesse 

Natura-2000-Gebiet Ötscher-Dürrenstein
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Rahmenbedingungen

auf Ebene der Ämter ablaufen ohne Wirkung 
in der Umsetzungspraxis.

Für VertreterInnen der Landesbehörden 
könnte die Koordinierungsstelle zur Stärkung 
der Kooperation zwischen Bund und Ländern 
und auch zur Verbesserung der Koordinati-
on der Bundesländer, etwa durch eine bes-
sere Ausstattung der Verbindungsstelle der 
Bundesländer, beitragen. Auch bei der wis-
senschaftlichen Begleitung der Bundeslän-
der durch den Bund, vor allem in Hinblick 
auf den hohen Verwaltungsaufwand, der 
mit Ausschreibungen verbunden ist, gäbe es 
Verbesserungspotenzial. Eine Vereinfachung 
der Wege, auf denen das Umweltbundesamt 

die Bundesländer in Sache Natura 2000 un-
terstützen kann, wird von Landesbehörden-
vertreterInnen sehr befürwortet. 

Aus landesbehördlicher Sicht sollte die 
tatsächliche Umsetzung von Natura 2000 
auch im Falle einer Koordinierungsstelle 
weiterhin bei den Bundesländern liegen, da 
sie nach wie vor dafür zuständig sind. Direk-
tiven an die Länder durch AkteurInnen auf 
nationaler Ebene, die keine Erfahrungen mit 
der Umsetzung von Natura 2000 in der Pra-
xis haben, werden sehr kritisch gesehen. Aus 
Sicht von BehördenvertreterInnen kann man 
allerdings „über einiges reden“ wenn die 
Länder Vorteile durch die Koordinierungs-
stelle erkennen.

Wissensstand über Schutz-
güter ausbauen und 
Daten gezielt erheben – 
österreichweit abgestimmte 
Herangehensweise erwünscht
In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat 
sich das Wissen über Arten und Lebens-
räume des Natura-2000-Netzwerks enorm 
verbessert, wie auch VertreterInnen einer 
staatlichen Einrichtung hervorheben. Zur 
Verbesserung der Datenlage trägt u. a. bei, 
dass in der Waldinventur mittlerweile FFH-
Lebensraumtypen miterfasst werden. Auch 
aus den erfolgten Maßnahmen in den Ge-
bieten wurde ein Erkenntnisgewinn zu den 
Schutzgütern generiert, so die Landesbehör-
denvertreterInnen.

NGO-VertreterInnen kritisieren in Hin-
blick auf die Datenlage, dass es in einigen 
Bundesländern keine flächendeckenden 
Biotopkartierungen gibt und zum Teil auch 
keine umfassenden Erhebungen der Lebens-
räume und Arten in den bestehenden Natura-
2000-Gebieten vorhanden sind. Für Vertrete-
rInnen von Planungsbüros stellt das Fehlen 
einer zentralen Datenerfassung eine Her-Fo
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ausforderung dar. Die Sammlung aller öster-
reichweit verfügbaren Daten zu den Schutz-
gütern in einer Datenbank sei notwendig.
Aus Sicht der NGOs sollten zielgerichtete Un-
tersuchungen für Schutzgüter durchgeführt 
werden, die sich in einem ungünstigen Zu-
stand befinden – hier sind österreichweit ab-
gestimmte Schwerpunkte entscheidend, um 
sicherzugehen, dass bestimmte Lebensraum-
typen nicht nur in einzelnen Bundesländern 
untersucht werden. Auch VertreterInnen der 
Landwirtschaft erachten eine österreichweit 
koordinierte Herangehensweise zur Erstel-
lung der wissenschaftlichen Grundlagen – 
wie eine Vereinheitlichung der Kartierungs-
anleitungen – als äußerst wichtig. Durch eine 
einheitliche Definition von Lebensraumty-
pen, die auch ExpertInnenwissen aus Agrar-
und Forstwissenschaften berücksichtigt, er-
lange man einen breiteren Konsens über die 
wissenschaftlichen Grundlagen.

Auch VertreterInnen der Landesbehörden 
und von Planungsbüros sehen im Gesamt-
blick auf die Datenlage rund um Natura 2000 
Verbesserungspotenzial. Gefordert seien 
bessere Informationen über Vorkommen der 
Schutzgüter, insbesondere der Arten.  Ver-
treterInnen einer staatlichen Einrichtung 
erachten eine Verbesserung der Datenlage, 
unter anderem zum Artikel-11-Monitoring, 
das den Fokus bislang nur auf bestimmte 
Schutzgüter legt, als dringend nötig. Auf 
der anderen Seite stellt sich in Anbetracht 
der begrenzten Ressourcenlage die Frage, 
wie viel Geld in die Entwicklung von Daten 
über Gebiete anstatt in die tatsächliche Ent-
wicklung der Gebiete – also in Maßnahmen 
auf der Fläche – investiert werden soll. Bei 
der Erfassung der Daten müsse bereits klar 
sein, wie diese eingesetzt werden können 
und wie das generierte Fachwissen auf die 

Umsetzungsebene übersetzt werden kann, 
zum Beispiel zur Gestaltung konkreter Ar-
tenschutzprojekte, betonen VertreterInnen 
der Behörden. Es wird auch angemerkt, dass 
umfassende Erhebungen in finanzieller Hin-
sicht nicht flächendeckend zu bewerkstelli-
gen sind. Es braucht daher einen tragbaren 
Kompromiss aus Fachgrundlagen und Exper-
tInneneinschätzungen.

Die Notwendigkeit von Kartierungen uni-
onsrechtlich geschützter Arten und landes-
weiten Biotopkartierungen wird auch von 
LandesbehördenvertreterInnen gesehen. Al-
lerdings heben sie gleichzeitig hervor, dass 
zurzeit jene Länder, die solche Kartierungen 
machen, einen Nachteil hinsichtlich weite-
rer Gebietsforderungen hätten. Deshalb sei 
auch großer Widerstand in der Politik gegen 
Mittelbewilligungen für derartige Vorhaben 
spürbar. Dieser Weg der Vogel-Strauss-Poli-
tik wird allerdings als kontraproduktiv ge-
sehen.

„Daten nicht zu erheben, um zu verhin-
dern, dass die resultierenden Kenntnisse 
zu Nachnominierungserfordernissen füh-
ren, wäre, wie wenn man sagt, dass man 
nicht zur Gesundenuntersuchung geht, um 
dadurch gesund zu bleiben.“ 

Ein Landesbehördenvertreter

Die Notwendigkeit der Verfügbarkeit verläss-
licher Daten zeigt sich auch, wenn es um die 
Umsetzung von Vorhaben in den Gebieten 
geht, wie VertreterInnen der Landesumwelt-
anwaltschaften betonen. Die Abwägung, ob 
ein Plan oder Projekt im Gebiet möglich ist 
oder nicht, kann nur mit vorhandenen Infor-
mationen über Verortung und Zustand der 
Schutzgüter erfolgen. 
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Zurück in die Zukunft – so funktioniert’s!

Herausforderung: Durch den Mangel 
an einheitlichen Rahmenbedingungen, Vor-
gehensweisen und Planungen erfolgt die 
Umsetzung von Natura 2000 in Österreich 
auf sehr unterschiedliche Art und Weise. 
Aufwendige Abstimmungsprozesse zwischen 
den Bundesländern erschweren die Koordi-
nation.

Lösungsweg: Durch die Entwicklung 
österreichweit einheitlicher Herangehens-
weisen und Grundlagen würden die 
Umsetzung gestärkt und Prioritä-
tensetzungen erleichtert wer-
den. Mit der Einrichtung einer 
nationalen Koordinierungs-
stelle für Natura 2000 könnte 
in Abstimmung mit den Bun-
desländern in einem ersten 
Schritt gezielt erfasst werden, 
welche Unterstützung sie für 
eine effiziente und zielgerichtete 
Umsetzung von Natura 2000 brauchen 
und wie diese geleistet werden kann. 

Herausforderung: Die Datenlage ist für 
viele Schutzgüter und Natura-2000-Gebiete 
unzureichend. Die Erhebung der Daten er-
folgt auf uneinheitliche Weise.

Lösungsweg: Durch österreichweit abge-
stimmte Erhebungen von Daten und gemein-
sam festgelegte Definitionen zur Abgrenzung 
soll das Wissen über Natura-2000-Schutzgü-
ter verbessert und gezielt für die Entwick-
lung der Gebiete eingesetzt werden. Durch 

eine dauerhafte zentrale Erfassung 
und Auswertung aller verfügbaren 

Daten lassen sich österreichweit 
abgestimmte Schwerpunkte 
für Erhebungen festlegen. Der 
Ressourceneinsatz wird da-
durch optimiert.

Rahmenbedingungen
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Umsetzung von Natura 2000 verfügen. Die Aussagen spiegeln Einzelmeinungen wider, 
die nicht repräsentativ für die jeweilige Stakeholdergruppe sein müssen. Die Statements 
decken sich nicht notwendigerweise mit der Sichtweise des Umweltdachverbandes.
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Warum ist die aktuelle Stimmungslage rund um Natura 2000 eigentlich so, wie sie ist? 
Wie lassen sich vorhandene Erfahrungen nutzen und die Umsetzung langfristig stärken? 
Was sind die Erfolgsfaktoren für eine gute Zusammenarbeit aller Stakeholder?

Die vorliegende Publikation liefert mögliche Antworten auf diese und weitere Fragen und 
zeigt Handlungsoptionen für die Zukunft auf.


